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Iro. 1. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Ceutral⸗Behörden. 


Allerhöchſter Erlaß. 


Auf den Bericht vom 19. November d. J. will 
Ich den anliegenden III. Nachtrag zur Oſtpreußiſchen 
Landſchafts⸗Ordnung vom 7. Dezember 1891 hiermit 
landesherrlich genehmigen. 

Dieſer Erlaß nebſt Anlage iſt in der geſetzlichen 
Weiſe zu veröffentlichen. 

Neues Palais, den 2. Dezember 1895. 

gez. Wilhelm R. 

(ggez.) von Hammerſtein. Schönſtedt. 

An den Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen 
und Forſten und den Juſtizminiſter. 


1) 


Dritter Nach tes 


zur 
Oſtpreußiſchen Landſchafts-Ordnung 
vom 7. Dezember 1891. 


Zuſatz zu 88 6, 176 und 177 der Oſtpreußiſchen 
Landſchafts⸗Ordnung vom 7. Dezember 1891. 


1. 1. Die oſtpreußiſche Landſchaft iſt befugt, denjenigen 
Pfandbriefsſchuldnern, welche ihre Zinsverpflich— 
tung durch Aufnahme 3% iger Pfandbriefe herab: 
ſetzen und ſich zur Durchführung der Konvertirung 
der Vermittelung der Landſchaft bedienen wollen, 
ſoweit der zur Konvertirung zu verwendende 
Beſtand des Guthabens am Tilgungsfonds nicht 
ausreicht, Zuſchußdarlehne zur Ausgleichung oder 
Verminderung der Kurs:Differenz bis zur Höhe 
von 4% des Pfandbriefsdarlehns zu gewähren. 

2. Zu dieſem Zwecke wird die General-Landſchafts⸗ 
Direktion ermächtigt, zu Laſten und Namens der 
geſammten Landſchaft zinsbare Darlehne in Höhe 
des Bedürfniſſes aufzunehmen, die dabei vor⸗ 
kommenden Proviſionen zu bewilligen und die 
Bedingungen der Rückzahlung zu regeln. 

3a. Die Rückzahlung dieſer von der Landſchaft 

aufzunehmenden Darlehne nebſt Zinſen erfolgt 

durch die von der General⸗Landſchafts Direktion 

zu dieſem Zwecke zu verwendenden laufenden 

Tilgungs⸗Kaſſen⸗Beiträge der an der Operation 
betheiligten Pfandbriefsſchuldner. 

b. Bei Beleihung bis zu °/, des Taxwerthes und 


Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerder, den 1. Januar 1896 


I. 


1896. 


darunter bleibt es der General-Landſchafts⸗ 
Direktion überlaſſen, zu beſtimmen, ob und 
welcher Beitrag dazu von den Beſitzern halb: 
jährlich zugleich mit den Pfandbriefszinſen zu 
zahlen iſt. Dieſer Betrag darf jedoch 1% 
des Darlehns nicht überſteigen. ) Auf dieſe 
Beiträge finden die Beſtimmungen ſinngemäße 
Anwendung, welche § 178 der Landſchafts⸗ 
Ordnung vom 7. Dezember 1891 bezüglich 
der Beiträge zur Tilgungskaſſe gegeben ſind, 
insbeſondere die Abſätze 10— 13 a. a. O. 
c. Soweit der Pfandbriefsſchuldner die durch die 
Konvertirung zu erſparenden Zinſen zur Til⸗ 
gung des Darlehns weiter zahlt, iſt die Ge— 
neral⸗Landſchafts Direktion befugt, ausnuhms⸗ 
weiſe von der Verrechnung der Beiträge zur 
Tilgungskaſſe, ſowie der nach dieſer Nr. 3 
von den Darlehnen bis zu ¼ des, Taxwerthes 
und darunter zu zahlenden Beiträge abzuſehen. 


. Zur weiteren Deckung der Darlehne iſt die Land⸗ 


ſchaft befugt, die Eintragung des Zuſchußdarlehns 
innerhalb des landſchaftlichen Taxwerths, die 
zeitweilige Erhöhung des Zinsſatzes des Pfand: 
briefsdarlehns auf 5 / bis zur Rückzahlung des 
Zuſchußdarlehns und die Hergabe von Wechſel⸗ 
accepten in Höhe des Zuſchußdarlehns zu ver: 
langen. 


Die General Landſchafts⸗Direktion wird ermächtigt, 


die Konvertirung auch im Wege des Umtauſches 
und der Abſtempelung vorzunehmen, zu dieſem 
Zwecke Umtauſch Prämien anzubieten und zu 
zahlen und bei Aufbringung und Abzahlung der 
hierzu erforderlichen Mittel, wie vorſtehend zu 1 
bis 4 erwähnt, zu verfahren. Die Konvertirung 
geſchieht in dieſem Falle durch folgenden, auf die 
höher verzinslichen Pfandbriefe zu ſtempelnden 
Vermerk: „Dieſer Pfandbrief trägt nur noch 
3 % Zinſen.“ 

Ferner wird die General-Landſchafts⸗Direktion 
ermächtigt, zu beſchließen, daß die mit 3 ¼½ % 
verzinslichen Pfandbriefe den Inhabern derſelben 
gemäß § 5 Abſatz 4, § 177, § 179 Abſatz 1, 
4—7, § 188 der Oſtpreußiſchen Landſchafts⸗ 
Ordnung vom 7. Dezember 1891 (Geſetzſamml. 
Seite 26 pro 1892) in Theilbeträgen, deren 
Höhe zu beſtimmen, dem freien Ermeſſen der 
General-Landſchafts⸗Direktion unterliegt, zur Ein: 


Ausgegeben in Marienwerder am 2. Januar 1896. 
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löſung durch Zahlung des Nennwerthes zu kün⸗ 

digen und in 3 ige Pfandbriefe umzuſchreiben find. 

Für Ausführung ſolchen Beſchluſſes ſind die 

Vorſchriften des § 177 der Landſchafts⸗Ordnung vom 
7. Dezember 1891 maßgebend. 

Die Darlehnsnehmer haben auch fernerhin die 

Wahl, ob fie in 3 / igen oder in 3¼% igen Pfand— 
nen die nachgeſuchten Darlehne wollen ausfertigen 
aſſen. 
2 Bekanntmachung. 
Für die Turnlehrerinnen-Prüfung, welche im 
Frühjahr 1896 in Berlin abzuhalten iſt, habe ich 
Termin auf Freitag, den 15. Mai k. Is. und die 
folgenden Tage anberaumt. 

Meldungen der in einem Lehramte ſtehenden 
Bewerberinnen ſind bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
ſpäteſtens bis zum 1. April k. Is., Meldungen anderer 
Bewerberinnen bei derjenigen Königlichen Regierung, 
in deren Bezirk die Betreffende wohnt, ebenfalls bis 
zum 1. April k. Is. anzubringen. 

Die in Berlin wohnenden Bewerberinnen, welche 
in keinem Lehramte ſtehen, haben ihre Meldungen bei 
dem Königlichen Polizei-Präſidium in Berlin bis zum 
1. April k. Is. einzureichen. 

Die Meldungen können nur dann Berückſichtigung 


| 


2 


werk in Rothhof zum zweiten Stellvertreter des 
Standesbeamten für den vorgenannten Bezirk, 
an Stelle des verſtorbenen Grundbeſitzers Gerhard 
Fröſe in Jerszewo 
zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 21. Dezember 1895. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekauntmachung. 
Alle im Jahre 1876 geborenen, im Regierungs⸗ 
bezirk Marienwerder geſtellungspflichtigen jungen Leute, 
welche die Berechtigung zum einjährig = freiwilligen 
Militärdienſt zu erlangen beabſichtigen, haben ſich bei 
Vermeidung des Verluſtes dieſer Berechtigung in Ge: 
mäßheit der Vorſchriften unter 3 des § 85 der deut⸗ 
ſſchen Wehrordnung vom 22. November 1888 ſpäteſtens 
bis zum 1. Februar 1896 bei der unterzeichneten 
Prüfungs⸗Kommiſſion zu melden. 
Dieſer Meldung ſind beizufügen: 

1) ein Geburtszeugniß, 

2) eine Erklärung des Vaters oder Vormundes über 
die Bereitwilligkeit, den Freiwilligen während 
einer einjährigen aktiven Dienſtzeit zu bekleiden, 
auszurüſten, ſowie die Koſten für Wohnung und 
Unterhalt zu übernehmen. 

Die Fähigkeit hierzu, ſowie die Unterſchrift 


| 


5) 


finden, wenn ihnen die nach $4 der Prüfungsordnung 
vom 15. Mai 1894 vorgeſchriebenen Schriftſtücke ord⸗ 
nungsmäßig beigefügt ſind. | 
Die über Gefundheit, Führung und Lehrthätig⸗ 
keit beizubringenden Zeugniſſe müſſen in neuerer Zeit 
ausgeſtellt ſein. | 
Die Anlagen jedes Geſuches ſind zu) 
einem Hefte vereinigt einzureichen. | 
Berlin, den 12. Dezember 1895. 
Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und 
Medizinal⸗Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 
Kügler. 
Bekanntmachung. | 
Die britiſchen Schutzgebiete von Zanzibar und 
Oſtafrika ſind dem Weltpoſtverein angeſchloſſen worden 
Der Briefverkehr mit dieſen Gebicten regelt ſich dem 
gemäß fortan nach den Beſtimmungen des Vereins⸗ 
dienſtes. 
Berlin W., den 19. Dezember 1895. 
Der Staatsſekretär des Reichs⸗Poſtamts. 
von Stephan. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ꝛe. 


Bekanntmachung. 
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4) 


Hierdurch bringe ich die erfolgten Ernennungen: laſſen werden will, 


1) des Gutspächters und ſtellvertretenden Gutsvor- 
ſtehers Robert Borris in Borrishof zum Standes⸗ 
beamten für den Standesamtsbezirk Weißhof, 
Kreiſes Marienwerder, an Stelle des Grund- 
beſitzers O. Borris in Borrishof und 


| 
| 
! 


iſt obrigkeitlich zu beſcheinigen. 

Bei Freiwilligen der ſeemänniſchen Bevölkerung 
genügt die Einwilligungserklärung des Vaters 
oder Vormundes ($ 15 4 der Wehrordnung); 

) ein Unbeſcholtenheitszeugniß, welches durch den 
Direktor der betreffenden Schule oder durch die 
Polizeibehörde oder ihre vorgeſetzte Dienſtbehörde 
auszuſtellen iſt. 

Sänmtliche Papiere find im Original einzureichen; 
das Zeugniß, durch welches die wiſſenſchaftliche 
Befähigung für den einjährig⸗freiwilligen Dienft 
nachgewieſen wird (§ 90 der Wehrordnung.) 

Die Einreichung dieſes Zeugniſſes kann bis 
zum 1. April 1896 ausgeſetzt werden. Diejenigen 
jungen Leute, welche dieſer Vergünſtigung theil— 
haftig werden wollen, werden jedoch dadurch nicht 
von der Verpflichtung befreit, ſich unter Vor⸗ 
legung der übrigen erforderlichen Zeugniſſe 
ſpäteſtens bis zum 1. Februar 1896 bei der 
Prüfungs⸗Kommiſſion zu melden. 

Die wiſſenſchaftliche Befähigung für den ein— 
jährig⸗freiwilligen Dienſt kann außer durch Beibringung 
eines Schulzeugniſſes durch Ablegung einer Prüfung 
vor der Prüfungs-Kommiſſion nachgewieſen werden. 
Die nächſte Prüfung findet im Laufe des Monats 
März 1896 hierſelbſt ſtatt. Wer zu derſelben zuge⸗ 
hat ſich gleichfalls ſpateſtens bis 
zum 1. Februar 1896 unter Einreichung der vorſtehend 
unter 1 bis 3 bezeichneten Schriftſtücke und eines ſelbſt⸗ 
geſchriebenen Lebenslaufes ſowie unter Angabe, in 
welchen 2 fremden Sprachen (Lateiniſch, Griechiſch, 
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— 


2) des Grundbeſitzers und Dorfsgeſchworenen Froh— 


Franzöſiſch, Engliſch) er geprüft ſein will, bei der 
Prüfungs⸗Kommiſſion ſchriftlich zu melden. 


Die Prüfungsordnung findet ſich als Anlage 2 
zu § 91 der Wehr⸗Ordnung abgedruckt. 

Marienwerder, den 17. Dezember 1895. 

Der Vorſitzende 
Kommſiſion für Einjährig⸗Freiwillige. 
Polizei⸗Verordnung. 

Unter Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes wird 
die Polizei⸗Verordnung vom 16. September 1885, be⸗ 
treffend die Führung eines Geſchäftsbuchs durch Per⸗ 
ſonen, welche die Veſorgung fremder Rechtsangelegen⸗ 
heiten u. |. w. gewerbsmäßig betreiben (Amtsblatt 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder S. 248) 
aufgehoben. 

Marienwerder, den 19. Dezember 1895. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
7) Or du ung 
betreffend die Erhebung einer Hundeſteuer im Bezirke 
der Stadt Roſenberg Weſtpr. 


der Prüfungs - 
6 


Auf Grund des Beſchluſſes der hieſigen Stadt— 
verordneten⸗Verſammlung vom 31. Auguſt 1895 wird 
hierdurch in Gemäßheit der 88 16, 18, 82 des Kom 
munalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 nachſtehende 
Ordnung, betreffend die Erhebung einer Hundeſteuer 
im Bezirke der Stadt Roſenberg, erlaſſen: 

§ 1. Wer einen nicht mehr an der Mutter fau- 
genden Hund hält, hat für denſelben jährlich eine 
Steuer von 9 Mark in halbjährigen Raten, und zwar 
in den erſten 14 Tagen eines jeden halben Jahres, 
an die hieſige Stadtkaſſe zu entrichten. 

Das erſte halbe Jahr erſtreckt ſich auf die Zeit 
vom 1. April bis Ende September. 

Es iſt geſtattet, die Steuer für das ganze Jahr 
in ungetrennter Summe im Voraus zu entrichten. 

Ueber die Steuerzahlung iſt Quittung zu er: 
theilen. 

§ 2. Für einen Hund, welcher im Laufe eines 
halben Jahres ($ 1) ſteuerpflichtig wird, ſowie für 
einen ſteuerpflichtigen Hund, welcher im Laufe eines 
halben Jahres angeſchafft worden iſt, muß die volle 
Steuer für das laufende halbe Jahr binnen 14 Tagen, 
vom Beginn der Steuerpflicht an gerechnet, entrichtet 
werden. 

Wer einen bereits verſteuerten Hund erwirbt oder 
mit einem ſolchen neu anzieht oder einen Hund an 
Stelle eines eingegangenen verſteuerten Hundes erwirbt, 
darf für das laufende halbe Jahr die gezahlte Steuer 
auf die zu zahlende in Anrechnung bringen. 

$ 3. Steuerrückſtände werden im Wege des Ver⸗ 
waltungs⸗Zwangsverfahrens beigetrieben. 
er § 4. Wer einen ſteuerpflichtigen oder ſteuerfreien 
Hund anſchafft oder mit einem Hunde neu anzieht, 
pat denſelben binnen 14 Tagen nach der Anſchaffung 
Neue nach dem Anzuge bei dem Magiſtrat anzumelden. 
geborene Hunde gelten als angeſchafft nach Ablauf 
d 55 14 Tagen, nachdem dieſelben aufgehört haben, an 

er Mutter zu ſaugen. 

Jeder Hund, welcher abgeſchafft worden, abhan⸗ 


4 


den gekommen oder eingegangen iſt, muß ſpäteſtens 
innerhalb der erſten 14 Tage nach Ablauf des halben 
Jahres (§ 1), innerhalb deſſen der Abgang erfolgt ift, 
abgemeldet werden, widrigenfalls die Steuer, welche 
für denſelben zu entrichten geweſen iſt, bis einſchließlich 
desjenigen halben Jahres, in welchem die Abmeldung 
geſchehen, fortgezahlt werden muß. 

§ 5. Von der Steuer find die Beſitzer ſolcher 
Hunde frei, die zur Bewachung oder zum Gewerbe 
unentbehrlich ſind. 

Mit dieſer Maßgabe tritt die Steuerfreiheit ein: 

a. für Hunde, welche auf einzeln belegenen Gehöften 
zur Bewachung gehalten werden; 

b. für Hirten: und Fleiſcherhunde, ſowie für ſolche 
Hunde, die entweder als Ziehhunde oder zur Be⸗ 
wachung von Waarenvorräthen benutzt werden. 
9 6. Einſpruch gegen die Heranziehung zur Hunde⸗ 

ſteuer iſt binnen 4 Wochen nach Bekanntmachung der 
Veranlagung beim Magiſtrate anzubringen, welcher 
darüber beſchließt (58 1 und 14 des Geſetzes über die 
Reklamationen 2c. bei öffentlichen Abgaben vom 18. Juni 
1840 Geſ.⸗S. S. 140). 

Gegen den Beſchluß findet innerhalb 2 Wochen, 
vom Tage der Zuſtellung deſſelben an gerechnet, die 
Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 

Die Beſchwerde hat keine auſſchiebende Wirkung 
(§ 18 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 
G.⸗S. S. 237). 

9 7. Wer ſich durch Verheimlichung eines Hundes 
der Steuer zu entziehen ſucht, unterliegt einer Strafe 
bis zur Höhe von dreißig Mark. 

§ 8. Die in Beziehung auf das Halten von 
Hunden beſtehenden Polizei⸗Vorſchriften werden durch 
vorſtehende Beſtimmungen nicht berührt. 

§ 9. Gegenwärtige Ordnung tritt mit dem dritten 
Monate in Kraft, welcher auf denjenigen Monat folgt, 
in welchem dieſelbe bekannt gemacht iſt. 

Mit dieſem Zeitpunkte tritt das bisher in Gel⸗ 
tung geweſene Regulativ vom 19. April und 13. Sep: 
tember 1887 außer Kraft. 

Roſenberg Weſtpr., den 30. Juli 1895. 

Der Magiſtrat. 
Hermsdorff. Weigel. Schaffran. 


Vorſtehende Ordnung, betreffend die Erhebung 
einer Hundeſteuer im Bezirk der Stadt Roſenberg Wpr., 
wird auf Grund der $$ 16, 18 und 77 des Kommunale 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 mit der Maßgabe 
genehmigt, daß 8 

a) in $ 6 Abf. 1 die Worte („58 1 und 19 des 
Geſetzes über die Reklamationen ꝛc. bei öffent⸗ 
lichen Abgaben vom 18. Juni 1840 Geſ.⸗S. 
S. 140%, 

b) in § 6 Abſ. 3 die Worte („$ 18 des Zuſtändig⸗ 
keitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 G.⸗S. S. 237“) 
geſtrichen und dafür die Worte: 

zu a. („88 69, 70 des Kommunalabgabengeſetzes 

vom 14. Juli 1893”), 


zu b. („8 75 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893“) geſetzt werden. 
Marienwerder, den 24. September 1895. 
L 


8. 

Der Bezirksausſchuß zu Marienwerder. 
In Vertretung: 
5913. B. A. Kühne. 
Zu der ertheilten Genehmigung des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes hat der Herr Oberpräſident ſeine Zuſtimmung 
mittels des Erlaſſes vom 30. Oktober d. J. Nr. 9731 
©. P. ertheilt. 

Marienwerder, den 6. November 1895. 

L. S 


Der Regierungs⸗Präſident. 

5 8 Ny. E 8315 3. 
8) Ordnung 

betreffend die Erhebung von Luſtbarkeitsſteuern im 


Bezirke der Stadt Roſenberg Weſtpr. 


Auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordneten— 


Verſammlung hierſelbſt vom 31. Auguſt 1895 wird 
hierdurch in Gemäßheit der SS 13, 18, 82 des Kom- 
munalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 nachſtehende 
Ordnung, betreffend die Erhebung von Luſtbarkeits⸗ 
ſteuern im Bezirke der Stadt Roſenberg Weſtpr., 
erlaſſen. 

§ 1. Für die im Bezirke der Stadt Roſenberg 
ſtattfindenden öffentlichen Luſtbarkeiten ſind an die hie⸗ 
fine Kämmerei-Kaſſe nachſtehende Steuern zu entrichten, 


6. 


=] 


10. 


Für Vorſtellungen von Gymnaſtikern, 
Equilibriſten, Ballet: und Seiltänzern, 
Taſchenſpielern, Zauberkünſtlern, Bauch⸗ 
rednern und dergl. 

a. Wenn bei denſelben ein Eintritts⸗ 
geld von höchſtens 0,40 Mk. erhoben 
wird, für den Tag 

b. Wenn bei denſelben ein Eintritts: 
geld von mehr als 0,40 Mk. erhoben 
wird, für den Tag 


. Für das Halten eines Carouſſels: 


a. eines durch Menſchenhand gedrehten 
für den Tag 

b. eines anderweitig als zu a angegebe⸗ 
nen, gedrehten für den Tag 


. Für das Halten einer Würfelbude: 


a. bis zu einem Einſatze von 25 Pf. 
für den Tag 

p. bei einem höheren Einſatz als 25 Pf. 
für den Tag 


. Für das Halten einer Schießbude für 


den Tag 
Für öffentliche Beluſtigungen der vorher 
nicht gedachten Art, insbeſondere für das 
Halten eines Marionetten-Theaters, für 
das Vorzeigen eines Panoramas, Wachs⸗ 
figuren Kabinets, Muſeums, je nach dem 
zu erwartenden Gewinn des Unterneh⸗ 
mers, für den Tag 


1 Mk. 


1,50 Mk. 


5 Mk. 
6 Mk. 


3 Mk. 
6 Mk. 
3 Mk. 


bis 3 Mk. 


§ 2. In dem im § 1 Ziffer 1 und 5 gedachten 


und z 
1 


war: 


a. Wenn dieſelbe längſtens bis 12 Uhr 

Nachts dauert 

Wenn dieſelbe über 12 Uhr Nachts 

dauert 

c. Wenn dieſelbe von Masken beſucht 
wird 


b. 


Für die Veranſtaltung einer Kunſtreiter⸗ 


vorſtellung: 

a. Wenn bei derſelben ein Eintritts- 
geld von höchſtens 0,50 Mk. erhoben 
wird 

„Wenn bei derſelben ein Eintritts⸗ 
geld von mehr als 0,50 Mk. erhoben 
wird 


„Für die Veranſtaltung eines Konzerts 


oder einer Theatervorſtellung 


„Für Geſangs- oder deklamatoriſche Vor: 


träge (ſogen. Tingel-Tangel) für den 


— 
T 


„Für Vorträge auf einem Klavier, einem 


mechaniſchen oder anderen Muſikinſtru⸗ 
mente in Gaſtwirthſchaften, Schank⸗ 
ſtuben, öffentlichen Vergnügungslokalen, 


Buden oder Zelten 


a. bis Mitternacht für den Tag 
p. über Mitternacht hinaus für den Tag 


2 M 


’ 


„Für die Veranftaltung einer Tanzbeluſtigung: 
3 Mk. 
6 Mk. 


10 Mk. 


3 Mk. 


6 Mk. 


m 


ir 


Fällen ſchließt die höhere Steuer die niedere in jich. 
In den im § 1 Ziffer 10 gedachten Fällen erfolgt die 
Feſtſetzung der Steuer von Fall zu Fall durch den 
Magiſtrat. 

§ 3. Die Steuer iſt vor Beginn der Luſtbarkeit 
zu zahlen. Für die Zahlung haftet derjenige, der die 
Luſtbarkeit veranſtaltet, und falls ein geſchloſſener 
Raum für die Veranſtaltung der Luſtbarkeit hergegeben 
wird, der Beſitzer derſelben, dieſer mit dem Veranſtalter 
auf das Ganze. 
| § 4. Den öffentlichen Luſtbarkeiten im Sinne 
dieſer Ordnung werden diejenigen gleichgeſtellt, welche 
von geſchloſſenen Vereinen oder Geſellſchaften oder von 
ſolchen Vereinen (Geſellſchaften) veranſtaltet werden, 
die zu dieſem Behufe gebildet ſind. Als öffentliche 
Luſtbarkeiten im Sinne dieſer Ordneng gelten diejenigen 
nicht, bei welchen ein höheres wiſſenſchaftliches oder 
Kunſtintereſſe obwaltet. Bei öffentlichen Luſtbarkeiten, 
deren Reinertrag zu einem wohlthätigen Zweck beſtimmt 
iſt, kann die Zahlung der Steuer von dem Magiſtrat 


Mk. erlaſſen werden. 


2 Mk. 
3 Mk. 


§ 5. Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen 
dieſer Ordnung unterliegen einer Strafe bis zu 
30 Mark. 

§ 6. Unberührt bleiben die für den Bezirk der 
Stadt Roſenberg erlaſſenen, die Veranſtaltung von 
öffentlichen Luſtbarkeiten betreffenden polizeilichen Vor⸗ 
ſchriften. 


. § 7. Vorſtehende Ordnung tritt mit dem Tage 
der Verkündigung in Kraft. Vom gleichen Tage ab 
tritt das bisherige Regulativ vom 8. 12. 1886, 
1. 3. 1887 außer Kraft. 
Roſenberg Wpr., am 30. Juli 1895. 
Der Magiſtrat. 
Hermsdorff. Weigel. Schaffran. 
Vorſtehende Steuerordnung, betreffend die Er⸗ 
hebung von Luſtbarkeitsſteuern im Bezirke der Stadt 
Roſenberg Wpr, wird auf Grund der 8$ 15, 18 und 
77 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 
genehmigt. 
Marienwerder, den 24. September 1895. 
Der Bezirksausſchuß zu Marienwerder. 
In Vertretung: 
Nr. 5914. B. A. Kühne. 


x 


Zu der ertheilten Genehmigung des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes hat der Herr Oberpräſident ſeine Zuſtimmung 
mittels des Erlaſſes vom 30. Oktober d. J. Nr. 9730 
O. P. ertheilt. 

Marienwerder, den 6. Novenber 1895. 


Der Regierungs⸗Präſident. 
Nr h 83153. 
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betreffend Erhebung eines Zuſchlages zur Brauſteuer 
und einer Bierſteuer in der Stadtgemeinde 
Roſenberg Weſtpr. 


Auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordneten— 
Verſammlung hierſelbſt vom 31. Auguſt 1895 wird 
hierdurch in Gemaßheit der 88 13, 18, 82 des Kom⸗ 
munalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 für die Stadt⸗ 
gemeinde Roſenberg die nachſtehende Steuerordnung 
erlaſſen. 

J. Zuſchlag zur Brauſteuer. 
§ 1. Steuerſatz. 

Von dem im Gemeindebezirke Roſenberg gebrauten 
Biere wird ein Zuſchlag von fünfzig vom Hundert zur 
Brauſteuer erhoben. 

§ 2. Zeit der Zahlung. 
Der Zuſchlag iſt von den Brauereibeſitzern, gleich: 
wie die Braufteuer bei der Anmeldung und Verſteuerung 
der einzelnen Gebräue oder bei der Einzahlung der 
Ötationsraten, an die Kämmerei -Kaſſe zu entrichten. 


§ 3. Erſtattungen. 

Für die Erſtattung des Zuſchlages ſind die wegen 
Setattung der Brauſteuer in 8 7 des Geſetzes vom 
. Pe 1872 gegebenen Vorſchriften maßgebend; ſie 
Har gt auf Grund einer Beſcheinigung des Königlichen 
3 Plfteueramtes über die bewirkte Erſiattung der 


rauſteuer. 

2 § 4. Ausfuhrvergütung. 
18 I fe: das aus dem Gemeindebezirke Roſenberg 
ausgeführte Bier wird der gezahlte Zuſchlag vergütet. 


Der Anſpruch auf die Vergütung wird nur zuverlaſſigen 
und in ſteuerlicher Beziehung unbeſcholtenen Brauern 
und nur dann zugeſtanden, wenn dieſelben nur ſelbſt⸗ 
gebrautes Bier ausführen und wenn ſie Bücher führen, 
aus denen die zur Bierbereitung verwendeten Stoffe 
und deren Menge, ſowie der Umfang der Bierbereitung 
und der Bierausfuhr ſich ergiebt. 

Die Bücher müſſen auf Erfordern den von dem 
Magiſtrate mit der Aufſicht beauftragten Beamten 
jederzeit zur Einſicht vorgelegt werden. 

Die Zahlung der Vergütung erfolgt monatlich 
auf Anweiſung des Magiſtrats durch die Stadt⸗Kaſſe. 
II. Steuer von eingeführten Biere. 
§ 5. Steuerſatz. 

Von dem in dem Gemeindebezirke Roſenberg 
eingeführten, auswärts gebrauten Bier wird eine Steuer 
von fünfundſechszig Pfennigen für das Hektoliter 
erhoben. 

§ 6. Befreiungen. 

Von der Steuer befreit iſt: 

a. Bier, welches in Mengen von nicht mehr als 
zwei Litern eingeführt wird, 

b. Bier, welches durch den Gemeindebezirk nur durch⸗ 
geführt wird. 

Durchgeführtes Bier iſt auch ſolches, welches, 
auf der Eiſenbahn zugeführt, ohne in die Stadt ein⸗ 
gebracht zu werden, auf dem Bahnhofe lagert und 
demnächſt in den Urgebinden weiterbefördert wird, oder 
welches, auf der Achſe eingegangen, in denſelben Ge— 
binden und mit demſelben Frachtbriefe weitergeht. 

§ 7. Art, Ort und Zeit der Einfuhr. 

Alles zur Einfuhr beſtimmte Bier muß in Fäſſern, 
deren geaichter Inhalt auf denſelben in Zahlen deutlich 
eingebrannt iſt, oder in vollen, für jedes Frachtſtück 
gleichartigen Flaſchen eingehen. 

Die Einführung iſt außer auf den Eiſenbahnen 
nur an den von der ſtädtiſchen Verwaltung beſtimmten 
Stellen und nur in der Zeit von 7 Uhr Morgens bis 
7 Uhr Abends zuläflig. 

$ 8. Ueberwachung der Einfuhr. 

Wer von auswärts oder von den Bahnhöfen auf 
Wagen, Karren oder in ſonſtiger Weiſe Bier in den 
Gemeindebezirk ein: oder durch den Gemeindebezirk durch: 
führt, iſt verpflichtet, eine die Ramen der Abſender 
und Empfänger und den Juhalt jeder einzelnen Sen: 
dung enthaltende Nachweiſung in doppelter Ausführung 
bei ſich zu führen und beide Ausfertigungen an den 
von dem Magiſtrate beſtimmten Stellen vorzulegen. 
Eine Ausfertigung wird dem Frachtführer ſofort ab» 
geſtempelt zurückgegeben. 

Jeder Frachtführer iſt verpflichtet, den Aufſichts⸗ 
beamten auf Erfordern die Nachweiſung vorzuzeigen. 
§ 9. Zahlung der Steuer. 

Von auswärts eingeführtes Bier muß von dem 
Empfänger ſpäteſtens am Tage nach dem Empfang 
während der üblichen Dienſtſtunden auf der Stadtkaſſe 
verſteuert werden. 

Steuern, welche hiernach an Sonn⸗ und Feſt⸗ 
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tagen entrichtet werden müßten, find am Vormittage 
des nächſten Werktages zu zahlen. 

Wer Bier empfängt, welches von auswärts ein: 
geführt iſt, hat der Kaſſe eine mit ſeiner Unterſchrift 
verſehene Anzeige in doppelter Ausfertigung vorzulegen, 
aus welcher der Abſender, der Inhalt der Gebinde, 
der Lagerort, Tag und Stunde des Empfanges und 
der Betrag der Bierſteuer erſichtlich fein muſſen. 

Eine Ausfertigung wird dem Steuerpflichtigen 
mit Empfangsbeſcheinigung zurückgegeben, dieſelbe iſt 
in einem Sammelhefte aufzubewahren und den Auf 
ſichts⸗Beamten auf Erfordern vorzuzeigen. 

§ 10. Lagerbuch. 

Wer ſich mit dem Kauf von Bier zum Weiter⸗ 
verkauf oder Ausſchank befaßt, hat über das unmittel⸗ 
bar von auswärts bezogene Bier ein Lagerbuch zu 
führen. Daſſelbe iſt den im § 9 für die Anzeige 
gegebenen Vorſchriften entſprechend einzurichten und 
jederzeit nebſt dem Sammelhefte der Anzeigen zur 
Einſicht der Aufſichtsbeamten bereit zu halten. 

§ 11. Durchſuchungen. 

Den Aufſichtsbeamten iſt von Denjenigen, welche 
Bier von auswärts bezogen haben, behufs Vornahme 
von Durchſuchungen der Zutritt zu den Räumen, in 
denen das Bier gelagert wird, zu geſtatten. 

III. Zuläſſige ee 
1 


I 
| 
| 


} 
\ 


Der Magiſtrat iſt befugt, mit einzelnen Steuer: 
pflichtigen zum Zwecke der Erleichterung des Verkehrs, 
ferner der Zahlung und Vergütung der Steuer beſondere 
Vereinbarungen zu treffen. Die Vereinbarungen be 
dürfen der Genehmigung. 

IV. Strafen. 
13 


Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Hafen 


zeiten des Wildes vom 26. Februar 1870, in V 


— 


— 


10) Dem Kandidaten des höheren Schulamts Theodor 
Schnitzer in Wolla iſt die Erlaubniß ertheilt, im dies⸗ 
ſeitigen Bezirk als Hauslehrer in Familien, Unterricht 
zu ertheilen. 
Marienwerder, den 13. Dezember 1895. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 
11) Dem Fräulein Eliſabeth Peters in Sabudownia, 
Kreis Schwetz, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen 
Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin thätig zu ſein. 
Marienwerder, den 19. Dezember 1895. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen: und Schulweſen. 
12) Dem Fräulein Martha Baumgardt in Oſche, 
Kreis Schwetz, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen 
Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin thätig zu ſein. 
Marienwerder, den 19. Dezember 1895. 
Königliche Regierung. 
Abtheilung für Kirchen: und Schulweſen. 
Druckfehler⸗Berichtigung. 
In der in Nr. 50 Seite 369 des Amtsblattes 
von 1895 abgedruckten Verordnung muß es im Artikel 4 
heißen: 
Die SI 8, 9 und 10 der Verordnung vom 
22. Dezember 1880 und nicht 1888. 
Marienwerder, den 21. Dezember 1895. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 
14) Auf Grund des § 2 des Geſetzes über die Schon: 
er⸗ 
bindung mit § 107 des Zuſtändigkeits Geſetzes vom 
1. Auguſt 1883 wird hierdurch für den Regierungs— 
bezirk Marienwerder der Schluß der Jagd auf Auer, 
Birk⸗ und Faſanenhennen, Haſelwild, Wachteln und 
auf den 20. Januar 1896 feſtgeſetzt, jo daß die 


18) 


Ordnung werden mit einer Strafe von 3 bis 30 Mk. Schonzeit mit dem 21. Januar 1896 beginnt. 


belegt. Außerdem iſt im Falle der Steuerhinterziehung 
die hinterzogene Steuer nachzuzahlen. 

Roſenberg, den 30. Juli 1895. 

Der Magiſtrat. 

Hermsdorff. Weigel. Schaffran. 

Vorſtehende Steuerordnung, betreffend die Er: 
hebung eines Zuſchlages zur Brauſteuer und einer Bier: 
ſteuer im Bezirk der Stadt Roſenberg Weſtpr., wird 


Marienwerder, den 17. Dezember 1895. 
Der Bezirks-Ausſchuß. 

15) Die mit einem jährlichen Gehalt von 900 Mk. 
verbundene, durch den Tod des bisherigen Inhabers 
erledigte Kreisphyſikatsſtelle des Kreiſes Memel ſoll 
wieder beſetzt werden. 

Geeignete Bewerber fordere ich auf, ſich unter 
Einreichung der erforderlichen Zeugniſſe und eines 


auf Grund der 88 18 und 77 des Kommunalabgaben-Lebenslaufes bis zum 15. Februar 1896 bei mir zu 


geſetzes vom 14. Juli 1893 für den Zeitraum von melden. 


5 Jahren, vom 1. Januar 1896 ab gerechnet, ge⸗ 
nehmigt. 

Marienwerder, den 28. September 1895. 

Der Bezirks-Ausſchuß zu Marienwerder. 

In Vertretung: 
N ENG Kühne. 

Zu der vorſtehenden Genehmigung hat der Herr 
Oberpräſident ſeine Zuſtimmung mittels des Erlaſſes 
vom 2. d. Mts. Nr. 9849 O. P. ertheilt. 

Marienwerder, den 14. November 1895. 

(L. S.) Der Regierungs⸗Präſident. 
Nr. 1. 8347. 3. 


Königsberg, den 19. Dezember 1895. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
16) Zur Prüfung der Aspiranten, welche in der 
Königlichen Präparanden⸗Anſtalt ihre Vorbildung für 
das Schullehrer⸗Seminar zu erhalten wünſchen, haben 
wir für das Jahr 1896 folgende Termine feſtgeſetzt: 
1) bei der Präparanden⸗Anſtalt zu Dt. Krone: 
ſchriftliche Prüfung am 21. April, 
mündliche Prüfung am 22. April; 
2) bei der Präparanden Anſtalt zu Rehden: 
ſchriftliche Prüfung am 10. März, 
mündliche Prüfung am 11., 12. März; 


3) bei der Präparanden-Anſtalt zu Schwetz: 
ſchriftliche Prüfung am 10. März, 
mündliche Prüfung am 11., 12. März; 
bei der Präparanden⸗Anſtalt zu Pr. Stargard: 
ſchriftliche Prüfung am 10. März, 
mündliche Prüfung am 11., 12. März. 


Die ſchriftliche Meldung iſt ſpäteſtens 8 Tage 
vor dem Prüfungstermine bei dem Anſtaltsvorſteher 
zu bewirken. Derſelben ſind beizufügen; 

1) der Taufſchein (Geburtsatteſt), 

2) das Schulabgangszeugniß, 

3) der Impfſchein. 

Die perſönliche Meldung zur Prüfung hat am 
erſten Prüfungstage /,8 Uhr bei dem Herrn Vorſteher 
er Anſtalt zu erfolgen. 

Der Kurſus iſt zweijährig. 

Das an die Anſtaltskaſſe zu entrichtende Schul⸗ 
geld beträgt jährlich 36 Mark. Die Zöglinge haben 
für Wohnung, Beköſtigung ꝛc. ſelbſt zu ſorgen, fie er: 
galten dagegen nach Maßgabe ihrer Würdigkeit und 
Bedurftigkeit Schulgeldbefreiung und Geldunterſtützungen 
gedtehungsweiſe in der Auſtalt zu Pr. Stargard freie 

zohnung, Heizung und Licht. 

Danzig, den 20. Dezember 1895. 

Königliches Provinzial⸗Schul-Kollegium. 


17) Zur Abhaltung der Entlaſſungs Prüfungen an 
den Königlichen Präparanden⸗Anſtalten unſeres Bezirks, 
zu welchen auch Zöglinge aus privater Vorbildung zu⸗ 
gelaſſen werden, um die Befähigung zum Eintritt in 
ein Schullehrer Seminar zu erlangen, haben wir für 
das Jahr 1896 folgende Termine feſtgeſetzt: 

U) bei der Präparanden-Anflalt zu Dt. Krone: 
ſchriftliche Prüfung am 14. April, 
‚mündliche Prüfung am 16. 17. April; 
bei der Präparanden Anſtalt zu Rehden; 
ſchriftliche Prüfung am 22. Februar, 

90 mündliche Prüfung am 25. 26. Februar; 
>) bei ber Präparanden⸗Anſtalt zu Schwetz: 
ſchriftliche Prüfung am 24. Februar, 
mündliche Prüfung am 27. 28. Februar; 
ei der Präparanden⸗Anſtalt zu Pr. Stargard: 
ſchriftliche Prüfung am 15. Februar, 
mündliche Prüfung am 18. 19. Februar; 
der ne Aspiranten haben ſich ſchon am Tage vor 
Vorſteher we Abends 6 Uhr bei dem Herrn Anſtalts⸗ 
Oi perſönlich zu melden. 
geintnih bringen dies hierdurch zur öffentlichen 
beim Ei Bl dem Bemerken, duß die Examinanden 
zurlickgele a in das Seminar das 17. Lebensjahr 
zu 6 Mo haben müſſen, bei einem Altersmangel bis 
Schul⸗Kallaaten jedoch das unterzeichnete Provinzial⸗ 
der Taufſchein a vorher zu ſtellenden Antrag, dem 
Bela eizulegen iſt, Dispens ertheilen kann. 
ſpäteſtensb a 0 Zeugniſſe bezw. Schriftſtücke müſſen 
Herrn Anſtal Wochen vor dem Prüfungstermin dem 
Tanſtalts Vorſteher eingeſandt werden: 
Taufatteſt (Geburtsſchein); 


* 

2) Impfſchein. Revaccinationsſchein und Geſund⸗ 
heitszeugniß, ausgeſtellt von einem zur Führung 
eines Dienſtſiegels berechtigten Arzte; 

3) Lebenslauf, auf deſſen Titelblatt Name, Tag 
und Jahr der Geburt, Geburts- und gegen: 
wärtiger Wohnort, Stand der Eltern, ſowie 
Name und Wohnort des Präparandenbildners 
überſichtlich anzugeben iſt; 

4) Zeugniſſe über die genoſſene Vorbildung; Dazu 
gehört der hinſichtlich der Richtigkeit von dem 
Lokalſchulinſpektor beſcheinigte Ausweis des Prü: 
parandenbildners über die Zeit und Art der 
Vorbildung, ſowie über die Erfolge derſelben. 

5) ein amtliches, von dem betreffenden Kirchſpiels⸗ 
geiſtlichen ausgeſtelltes Zeugniß über den bis⸗ 
herigen Lebenswandel. 

Meldungen, welche nach dem beſtimmten Termine 

eingehen, werden zurückgewieſen. 

Danzig, den 20. Dezember 1895. 
Königliches Propinzial⸗Schul⸗Kollegium. 

18) In Gemäßheit der Prüfungs-Ordnung vom 

15. Oktober 1872 haben wir für die Abhaltung der 

zweiten Prüſung der Volksſchullehrer an den Schul— 

lehrer⸗Seminaren unſeres Reſſorts für das Jahr 1896 

folgende Termine feſtgeſetzt: 

1) beim Seminar in Berent: 

ſchriftliche Prüfung am 27. Oktober, 
mündliche Prüfung am 29. 30. 31. Oktober; 

2) beim Seminar in Pr. Friedland: 

ſchriftliche Prüfung am 5. Mai, 
mündliche Prüfung am 7. 8. 9. Mai; 

3) beim Seminar in Graudenz: 

ſchriftliche Prüfung am 10. November, 
mündliche Prüfung am 12. 13. 14. November; 

4) beim Seminar in Lobau: 

ſchriftliche Prüfung am 16. Juni, 
mündliche Prüfung am 18. 19. 20. Juni: 

5) beim Seminar in Marienburg; 

ſchriftliche Prüfung am 20. Oktober, 
mündliche Prüfung am 22. 23. 24. Oktober; 

6) beim Seminar in Tuchel: 

ſchriftliche Prüfung am 25. Auguſt, 
mündliche Prüfung am 27. 28. 29. Auguſt; 
Die Meldung zu dieſen Prüfungen ſind uns 
ſpäteſtens vier Wochen vor dem betreffenden Termine 
durch den Kreisſchul-Inſpektor einzureichen, 
andernfalls ſie unberückſichtigt bleiben müßten. 
Der Meldung ſind beizufügen: 

1) Das Zeugniß über die beſtandene erſte Prüfung 
im Original; 

2) Der Lebenslauf, auf deſſen Titelblatte der Name, 
ſowie der gegenwärtige Wohnort nebſt Kreis und 
Regierungsbezirk deutlich anzugeben iſt; 

3) ein Zeugniß des Orts- und des Kreisſchul⸗ 
Inſpektors; 

4) eine von dem Examinanden ſelbſtſtändig ge⸗ 
fertigte Ausarbeitung über ein von ihm ſelbſt⸗ 
gewähltes Thema, mit der Verſicherung, teine 
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anderen, als die von ihm angegebenen Quellen 

dabei benutzt zu haben. 

Eine in der letzten Zeit von dem Examinanden 
gefertigte Zeichnung und eine Probeſchrift, beide mit 
der Verſicherung ſelbſtſtändiger Anfertigung verſehen, 
ſind dem Seminardirektor bei der perſönlichen Meldung 
zu überreichen. 

Dem Examinanden ſteht es frei, bei ſeiner 
Meldung eine Prüfung in den fakultativen Lehrgegen⸗ 
ſtänden des Seminarunterrichts oder in denjenigen 
Fächern zu beantragen, in denen er eine Steigerung 
der bei der erſten Prüfung erhaltenen Prädikate zu 
erlangen wünſcht. 

Ueber die Zulaſſung zur zweiten Prüfung wird 
demnächſt von uns Entſcheidung getroffen, wobei wir 
bemerken, daß, wenn kein Beſcheid erfolgt iſt, 
die Zulaſſung diesſeits genehmigt iſt. 

Die perſönliche Meldung erfolgt am Tage vor 
der Prüfung, Abends 6 Uhr, bei dem Direktor des 
Seminars. 

Danzig, den 20. Dezember 1895. 

Königliches Provinzial⸗Schul-Kollegium. 
19) Zur Prüfung derjenigen Lehramtskandidaten, 
welche die Volksſchullehrer-Prüfung abzulegen 
beabſichtigen, haben wir — gleichzeitig mit der Prüfung 
der Seminar-⸗Abiturienten — für das Jahr 1896 fol⸗ 
gende Termine anberaumt: 
1. beim Seminar in Berent: 
ſchriftliche Prüfung am 12., 13., 14. März, 
mündliche Prüfung am 17., 18., 19. März; 
2. beim Seminar in Graudenz: 
ſchriftliche Prüfung am 6., 7., 8 Februar, 
mündliche Prüfung am 11., 12., 13. Februar; 
beim Seminar in Tuchel: 
ſchriftliche Prüfung am 10., 11., 12. September, 
mündliche Prüfung am 15., 16, 17. September; 
4. beim Seminar in Löbau: - 
a. Entlafjungs: Prüfung: 
ſchriftliche Prüfung am 5., 6., 7. März, 
mündliche Prüfung am 10., 11. 12. März; 
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Geſundheitszuſtand, in welchem der ſtattgefunde⸗ 

nen Impfung und Wiederimpfung zu erwähnen iſt, 

3. eines ſelbſtgefertigten Lebenslaufes, auf deſſen 
Titelblatte der Name, Tag und Jahr der Geburt, 
Geburts- und gegenwärtiger Wohnort, Stand 
der Eltern und Name des Vorbildners anzu— 
geben ſind, 

4. eines amtlichen, von dem betreffenden Kirchſpiels⸗ 
geiſtlichen ausgeſtellten Zeugniſſes über die fitt: 
liche Befähigung zum Schulamt. 

Eine Probezeichnung und eine Probeſchrift, beide 
mit der Verſicherung ſelbſt eigner Anfertigung ver⸗ 
ſehen, ſind dem Seminar-Direklor bei der perſönlichen 
Meldung zu überreichen. 

Dieſe erfolgt am Tage vor dem Prüfungstermine, 
Abends 6 Uhr. 

Meldungen, welche nicht bis zum feſtgeſetzten 
Termine eingehen, werden ohne Ausnahme zurüd: 
gewieſen. 

Erfolgt auf die Meldung kein Beſcheid, 
ſo iſt die Zulaſſung zur Prüfung diesſeits 
genehmigt. 

Danzig, den 20. Dezember 1895. 

Königliches Provinzial⸗Schul⸗Kollegium. 
20) Auf Grund der Pruͤfungs-Ordnung vom 15. Ok⸗ 
tober 1872 haben wir zur Prüfung der Lehrer von 
Mittelſchulen und der Rektoren für das Jahr 1896 
folgende Termine anberaumt: 

1) zur Prüfung der Lehrer an Mittelſchulen: 

a) für den Frühjahrstermin auf den 9. und 10. Juni 
die ſchriftliche und auf den 11., 12. und 13. Juni 
die mündliche Prüfung, 

b) für den Herbſttermin auf den 24. und 25. No⸗ 
vember die ſchriftliche und auf den 26., 27. und 
28. November die mündliche Prüfung; 

2) zur Prüfung der Rektoren: 

a) für den Frühjahrstermin auf den 10. Juni, 

b) für den Herbſttermin auf den 25. November. 
Die perſönliche Meldung der Examinanden für 

die Prüfung der Mittelſchullehrer erfolgt am 9. Juni 


b. Entlaſſungs-Prüfung am Nebenkurſus:freſp. 24. November und derjenigen für die Prüfung 


ſchriftliche Prüfung am 17, 18., 19. September, 

mündliche Prüfung am 22., 23., 24. September; 
5. beim Seminar in Marienburg: 
ſchriftliche Prüfung am 27., 28., 29. Februar, 
mündliche Prüfung am 3., 4., 5 März; 
beim Seminar in Pr. Friedland: 
ſchriftliche Prüfung am 13., 14., 15. Auguſt, 
mündliche Prüfung am 18., 19., 20. Auguſt. 
Diejenigen Schulamtsbewerber, welche an einer 
dieſer Prüfungen Theil zu nehmen wünſchen, haben 
ſpäteſtens 3 Wochen vor dem Prüfungstermine bei 
dem unterzeichneten Provinzial⸗Schul⸗Kollegium unter 
Beifügung folgender Schriftſtücke ihre Meldung ſchrift⸗ 
lich einzureichen: 

1. eines Taufzeugniſſes (Geburtsſcheines), 

2. eines Zeugniſſes von einem zur Führung eines 

Dienſtſiegels berechtigten Arzte über normalen 


6 


als Rektoren am 10. Juni reſp. 25. November Morgens 
8 Uhr im Büreau des unterzeichneten Kollegiums 
(Regierungsgebäude Neugarten 12/16.) 

Die wiſſenſchaftlich gebildeten, noch nicht als 
Lehrer fungirenden Kandidaten haben ſich unmittelbar, 
die im Amte ſtehenden Lehrer durch ihre Kreisſchul⸗ 
inſpektoren ſchriftlich bei uns zu melden. Die ſchrift⸗ 
liche Meldung für die Mittelſchullehrer-Prüfung muß 
mindeſtens 2; die ſür die Prüfung der Rektoren drei 
Monate vor dem jedesmaligen Prüfungstermine bei 
uns eingereicht ſein, wenn ſie Berückſichtigung finden ſoll. 

Der Meldung ſind beizufügen: 

J) ein ſelbſtgefertigter Lebenslauf, auf deſſen Titel⸗ 
blatte der vollſtändige Name, Rufname unter⸗ 
ſtrichen, Tag und Jahr der Geburt, der Ge— 
burtsort, die Konfeſſion und das augenblickliche 
Amtsverhältniß des Kandidaten anzugeben iſt, 


— 


2) die Zeugniſſe über die bisher empfangene Schul— 
oder Univerſitätsbildung und über die bisher 
abgelegten theologiſchen, philologiſchen oder Se- 
minar⸗Prüfungen, 

3) ein Zeugniß des zuſtändigen Vorgeſetzten über 

die bisherige Thätigkeit des Examinanden im 

öffentlichen Schuldienſte. 

Diejenigen, welche kein öffentliches Amt be- 
kleiden, haben außerdem einzureichen: 
ein amtliches Führungeatteſt und 
ein von einem zur Führung des Dienſtſiegels 
berechtigten Arzte ausgeſtelltes Atteſt über nor⸗ 
malen Geſundheitszuſtand. 

Zur Abhaltung der Prüfung wird hier eine 

beſondere Kommiſſion gebildet, deren Mitglieder in 

einer ſpäteren Bekanntmachung werden veröffentlicht 
werden. 

Jedem Examinanden wird von uns ummittelbar 
nach ſeiner Meldung eine wiſſenſchaftliche Arbeit auf⸗ 
gegeben werden, welche von den Prüflingen als Mittel⸗ 
ſchullehrer unerinnert binnen ſechs Wochen, von den 
Examinanden für die Rektoren-Prüfung dagegen un— 
erinnert binnen 8 Wochen, mit der Verſicherung ein— 
zureichen iſt, daß keine anderen als die angegebenen 
Hilfsmittel benutzt worden ſind. 

Danzig, den 20. Dezember 1895. 
Königliches Provinzial⸗Schul⸗Kollegium. 

21) Zur Prufung der Schulamts⸗Präparanden, welche 

für das Elementar Schulfach ausgebildet zu werden 

wünſchen, haben wir für das Jahr 1896 folgende 

Termine feſtgeſetzt: 

1. beim Seminar in Berent: 

ſchriftliche Prüfung am 20. März, 

mündliche Prüfung am 21. März; 
beim Seminar in Graudenz: 

ſchriftliche Prüfung am 14. 

mündliche Prüfung am 15. 
beim Seminar in Tuchel: 

ſchriftliche Prüfung am. 18. 

mündliche Prüfung anı 19. 
(beim Seminar in Löbau: 

a. Aufnahme: Prüfung: 
ſchriftliche Prüfung am 13. März, 

mündliche Prüfung am 14. März; 

„ Aufnahme⸗Prüfung am Nebenkurſus: 

chriftliche Prüfung am 25. September, 

mündliche Prüfung am 26. September; 

beim Seminar in Marienburg: 

ſchriftliche Prüfung am 6. März, 

zulindliche Prüfung am 7. März; 

. beim Seminar in Pr. Friedland: 

ſchriftliche Prüfung am 21. Auguſt, 

mundliche Prüfung am 22. Auguſt. 

Der Prüft Aspiranten haben ſich ſchon am Tage vor 

1 ug Abends 6 Uhr, bei dem Herrn Seninar- 
Wir bel zu . 4 Fr 
enntmie „gen dies hierdurch zur öffentlichen 

Kenntniß mit dem Bemerken, daß die Examinanden 


4) 


5) 


[22 


Februar, 
Februar; 


September, 
September; 
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beim Eintritt in das Seminar das 17. Lebensjahr 

zurückgelegt haben müſſen, bei einem Altersmangel bis 

zu 6 Monaten jedoch {das unterzeichnete Provinzial⸗ 

Schul⸗Kollegium auf vorher zu ſtellenden Antrag, dem 

der Taufſchein beizulegen iſt, Dispens ertheilen kann. 

Folgende Zeugniſſe bezw. Schriftſtücke müſſen 
ſpäteſtens 3 Wochen vor dem Prüfungstermine dem 
Herrn Direktor des Seminars eingeſandt werden: 

1. Taufzeugniß (Geburtsſchein), 

2. Inpfſchein, Revaceinationsſchein und Geſundheits⸗ 
Zeugniß, ausgeſtellt von einem zur Führung 
eines Dienſtſiegels berechtigten Arzte, 

3. Lebenslauf in deutſcher Sprache. Auf dem Titel⸗ 
blatte dieſes Lebenslaufs ſind Name, Tag und 
Jahr der Geburt, Geburts- und gegenwärtiger 
Wohnort, Stand der Eltern, ſowie Name und 
Wohnort des Präparandenbildners überſichtlich 
anzugeben. 

„Zeugniſſe über die genoſſene Bildung. Dazu gez 

hören: 
a. der hinſichts der Richtigkeit von dem Lokal⸗ 
ſchulinſpektor beſcheinigte Ausweis des Prä- 
parandenbildners, in welchem genau die Zeit 
und Art der Vorbildung, ſowie die Erfolge 
derſelben anzugeben ſind, 

das Zeugniß des Kreisſchulinſpektors über die 
letzte mit dem Präparanden abgehaltene 
Prüfung, welche ſich auch auf das Turnen 
zu erſtrecken hat, und 

ein amtliches, von dem betreffenden Kirchſpiels⸗ 
geiſtlichen ausgeſtelltes Zeugniß über den bis⸗ 
herigen Lebenswandel. 

Meldungen, welche nach dem beſtimmten Termine 
eingehen, werden zurückgewieſen. 

Danzig, den 20. Dezember 1895. 

Königliches Provinzial⸗Schul⸗Kollegium. 

22) Auf Grund der Prüfungs Ordnung vom 27. 

Juni 1878 haben wir den nächſtjqährigen Prüfungs⸗ 

termin für Lehrer an Taubſtummen⸗Anſtalten auf den 

17. November anberaumt. 

Die perſönliche Meldung hat am 16. November 
Abends 6 Uhr, in der Taubſtummen-⸗Anſtalt zu Marien⸗ 
burg bei dem Herrn Direktor Hollenweger zu erfolgen, 
welcher den Gang der Prüfung mittheilen und die 
Prüfungs = Gebühren von 12 Mark in Empfang 
nehmen wird. 

Zu dieſer Prüfung werden zugelaſſen: 

Geiſtliche, Kandidaten der Theologie, ſowie Volke: 
ſchullehrer, welche die zweite Prüfung beſtanden, ſich 
mindeſtens zwei Jahre mit Taubſtummen- Unterricht 
beſchäftigt haben und ſich über ihre bisherige ordnungs⸗ 
mäßige Führung auszuweiſen vermögen. 

Die Meldung zur Prüfung iſt binnen 8 Wochen 
bei uns anzubringen. Derſelben ſind beizufügen 

1. ein ſelbſtgefertigter Lebenslauf, auf deſſen Titel- 
blatt der vollſtändige Name, der Geburtsort, das 

Alter, die Konfeſſion und das augenblickliche 

Amtsverhältniß des Bewerbers anzugeben iſt; 


— 5 
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die Zeugniſſe über die bisher empfangene Schul⸗ 


oder Univerſitätsbildung, ſowie über die bisher 


abgelegten Prüfungen; 

. ein Zeugniß über die bisherige Thätigkeit des 
Bewerbers im Taubſtummen⸗Untericht; 

Rein amtliches Führungszeugniß und 


DU rn 


berechtigten Arzte ausgeftelltes Zeugniß über nor- 

malen Geſundheitszuſtand. 

Jeder Examinand erhält von uns unmittelbar 
nach ſeiner Meldung ein Thema aus dem Gebiete des 
Taubſtummenweſens, deſſen Bearbeitung er binnen 


längſtens 6 Monaten mit der Verſicherung einzureichen 
hat, daß er keine anderen als die von ihm angegebenen 


Hilfsmittel benutzt habe. 
Danzig, den 20. Dezember 1895. 
Königliches Provinzial-Schul⸗Kollegium. 
223) Auf Grund der von dem Herrn Miniſter der 
geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten 
unterm 22. Oktober 1885 erlaſſene Prüfungs⸗Ordnung 
werden zur Prüfung der Handarbeitslehrerinnen vor 
einer beſonders hierzu ernannten Kommiſſion für das 
Jahr 1896 folgende Termine anberaumt: 
a) Frühjahrsprüfung der 16. und 17. März, 
b) Herbſtprüfung der 14. und 15. September. 
Zur Prüfung werden zugelaſſen: 
1. Bewerberinnen, welche bereits die Befähigung 


zur Ertheilung von Schulunterricht | 


mäßig nachgewieſen haben; 

2. ſonſtige Bewerberinnen, wenn fie eine aus: 
reichende Schulbildung nachweiſen, und wenn 
fie am erſten Tage der Prüfung das 18. Lebens⸗ 
jahr vollendet haben. 

Die ſchriftliche Anmeldung muß vier Wochen vor 
dem Prüfungstermine bei uns eingereicht werden. Der⸗ 
ſelben ſind beizufügen: 

a) von ſolchen, welche bereits eine Prüfung als 

Lehrerin beſtanden haben: 

1. das Zeugniß über dieſe Prüfung, 

2. ein amtliches Zeugniß über ihre bisherige 

Thätigkeit als Lehrerin; 

von den übrigen Bewerberinnen: 

1. ein ſelbſtgefertigter, in deutſcher Sprache ab- 
gefaßter Lebenslauf, auf deſſen Titelblatte 
der vollſtändige Name (Rufname unterſtrichen), 
der Geburtsort, das Alter, die Konfeſſion, 
der Wohnort der Bewerberin und die Art 
der gewünſchten Prüfung — ob für mittlere 
und höhere Mädchenſchulen oder für Volks⸗ 
ſchulen — anzugeben iſt; 

. ein Tauf: bezw. ein Geburtsſchein; 

ein Geſundheitsatteſt, ausgeſtellt von einem 
Arzte, der zur Führung eines Dienſtſiegels 
berechtigt iſt; 

. ein Zeugniß über die von der Bewerberin 
erlangte Schulbildung und die Zeugniſſe über 
die etwa ſchon abgelegte Prüfung als Turn⸗ 
lehrerin, Zeichenlehrerin u. ſ. w.; 


O 


. ein von einem zur Führung eines Dienſtſiegels 


5. ein Zeugniß über die erlangte Ausbildung 
als Handarbeitslehrerin; 

6. ein amtliches Führungszeugniß, ausgeſtellt von 
einem Geiſtlichen oder von der Ortsbehörde. 
Erfolgt auf die Anmeldung kein Beſcheid, ſo iſt 
die Zulaſſung zur Prüfung von uns genehmigt worden. 

Die perſönliche Meldung der Bewerberinnen hat 
am erſten Prüfungstage Morgens 8 Uhr, in der 
Viktoriaſchule hierſelbſt (Holzgaſſe Nr. 24) bei Herrn 
Direktor Dr. Neumann zu erfolgen, an den vor dem 
Eintritt in die Prüfung eine Prüfungsgebühr von 
6 Mark zu entrichten iſt. 

Danzig, den 20. Dezember 1895. 

Königliches Provinzial⸗Schul-Kollegium. 
24) In Gemäßheit der Prüfungs⸗ Ordnung vom 
5. Auguſt 1887 haben wir zur Prüfung der Sprach⸗ 
lehrerinen für den franzöſiſchen und englischen Sprach— 
unterricht en mittleren und höheren Mädchenſchulen, 
ſoweit die Befähigung zur Ertheilung dieſes Unterrichts 
nicht ſchon durch erfolgreiche Ablegung der Lehrerinnen— 
Prüfung in Gemäßheit der Prüfungs-Ordnung vom 
24. April 1874 nachgewieſen worden iſt, für das 
Jahr 1896 foldende Prüfungstermine vor einer hierzu 
beſonders ernannten Commiſſion an der höheren Mädchen⸗ 


ſchule (Viktoriaſchule) Holzgaſſe Nr. 24. hierſelbſt an⸗ 


beraumt und zwar: 
| a. Frühjahrstermin 
ſchriftliche Prüfung am 23. März, 
mündliche Prüfung am 24. März: 
b. Herbſttermin 
ſchriftliche Prüfung am 7. September, 
mündliche Prüfung am 8. September. 

Zu der Prüfung werden nur ſolche Bewerberinen 
zugelaſſen, welche das achtzehnte Lebensjahr vollendet 
und ihre ſittliche Unbeſcholtenheit, ſowie ihre körperliche 
Beſähigung zur Verwaltung eines Lehramtes nachge— 
wieſen haben. 8 
Die ſchriftliche Meldung für die Prüfung iſt 
ſpäteſtens 4 Wochen vor dem Prüfungstermine an 
uns einzureichen. In derſelben iſt anzugeben, ob die 
Ablegung der Prüfung in beiden Sprachen und wenn 
nur in einer, in welcher von beiden, beabſichtigt wird. 
Der Meldung ſind beizufügen: we 

1) ein ſelbſtgefertigter Lebenslauf, auf deſſen Titel: 
blatt der vollſtändige Name, der Geburtsort, 
das Alter, die Confeſſton und der Wohnort der 

Bewerberin anzugeben iſt: 

2) ein Tauf⸗ bezw. Geburtsſchein: 0 

3) Zeugniſſe über die bisher empfangene Schul⸗ 
bildung und über etwa ſchon beſtandene Prüfungen; 

4) ein amtliches Führungszeugniß; 

5) ein von einem zur Führung eines Dienſtſiegels 

berechtigten Arzte ausgeſtelltes Zeugniß über den 

Geſundheitszuſtand. 

Erfolgt auf die ſchriftliche Meldung kein Beſcheid, 
ſo iſt die Zulaſſung zur Prüfung von uns genehmigt 
worden. 

Die perſönliche Meldung der Bewerberinnen hat 


am erſten Prüfungstage Morgens 8 Uhr in der 
Viktoriaſchule hierſelbſt beim Herrn Direktor Dr. 
Neumann zu erfolgen. Vor dem Eintritt in die 
Prüfung iſt eine Prüfungsgebühr von 12 Mark zu 
entrichten. 

Danzig, den 20. Dezember 1895. 

Königliches Provinzial⸗Schul⸗Kollegium. 

25) Auf Grund der Prüfungs⸗Ordnung für Lehre: 
rinnen und Schulvorſteherinnen vom 24. April 1874 
werden im Jahre 1896 folgende Prüfungstermine ab: 
gehalten werden: 
1. Abgangs-Prüfung an der ſtädtiſchen Lehre— 
rinnen⸗Bildungsanſtalt in Danzig zugleich 
Prüfung der nicht in der Seminarklaſſe 
vorgebildeten Kandidatinnen ſowie der 
Schulvorſteherinnen und zwar: 
Frühjahrs-Termin: 
a. Prüfung der Lehrerinnen: 
am 21. 23. März ſchriflliche Prüfung, 
an 26. 27. 28. März mündliche Prüfung. 
Herbſt⸗Termin: 

am 4. 5. September ſchriftliche Prüfung, 

am 9. 10. September mündliche Prüfung. 

b. Prüfung der Schulvorſteherinnen: 
Frühjahrstermin am 24. März, 
Herbſttermin am 8. September. 

»Abgangsprüfung an der ſtädtiſchen Lehre: 
rinnen-Bildungsanſtalt in Marienburg: 
am 2. 3. März ſchriftliche Prüfung, 
am 6. März mündliche Prüfung. 
Abgangsprüfung an der ſtädtiſchen Lehre— 
rinnen-Bildungs-Anſtalt in Graudenz: 
am 8. 9. Mai ſchriftliche Prüfung, 

am 12. 13. Mal mündliche Prüfung. 

4. Abgangsprüfung am katholiſchen Marien: 
ſtift in Berent: 
am 19. 20. Juni ſchriftliche Prüfung, 
, am 23. 24. Juni mündliche Prüfung. 
Abgangsprüfung an der ſtädliſchen Lehre: 
rinnen-Bildungs⸗Anſtalt in Marienwerder: 
am 15. 16. Mai ſchriftliche Prüfung, 
19. 20. Mai mündliche Prüfung. 
. Commiſſionsprüfung an der ſtädtiſchen 
ehrerinnen-Bildungs-Anſtalt in Elbing 
gerbunden mit Prüfung der Schulvor— 
eherinnen und zwar: 
a. Lehrerinnen-Prüfung 
am 9. 10. Oktober ſchriftliche Pruͤfung, 
am 13. 14. Oktober mündliche Prüfung. 
„ Schulvorſteherinnen-Prüfung 
Al am 13. Oktober. 
i bgangsprüfung an der ſtädtiſchen Lehre 
rinnen⸗Bildungs⸗Anſtalt in Thorn: 
am 29. 31. Auguſt ſchriftliche Prüfung, 
am 3. 4. September mündliche Prüfung. 
ſpekeſteng Meldung zur Lehrerin nen-Prüfung erfolgt 
bel Dein f vier Wochen vor dem angeſetzten Termine 
unterzeichneten Kollegium unter der beſtimmten 


er 
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Angabe, ob die Prüfung für Volksschulen oder für 
mittlere und höhere Mädchenſchulen gewünſcht wird. 
Der Meldung ſind beizufügen: 

1) ein ſelbſtgefertigter Lebenslauf, auf deſſen Titel- 
blatte der vollſtändige Name (Rufname unter: 
ſtrichen) der Geburtsort, das Alter, die Con— 
feſſion und der Wohnort der Bewerberin ange: 
geben iſt; 

2) der Tauf⸗ bezw. Geburtsſchein, durch den das 


vollendete 18. Lebensjahr nachgewieſen 
ſein muß. (Ein Altersdispens findet nicht ſtatt;) 


3) Die Zeugniſſe über die bisher empfangene 
Schulbildung und die etwa ſchon beſtandenen 
Prüfungen; 

4) ein amtliches Führungszeugniß (für die Ab: 
gangsprüfung iſt ein Zeugniß der Anſtalt aus— 
reichend); 

5) ein ärztliches Atteſt über den Geſundheitszuſtand 
der Bewerberin. 

Wird die Zulaſſung zur Prüfung ge— 
nehmigt, ſo erfolgt kein beſonderer Beſcheid. 

Die perſönliche Meldung derjenigen Bewerberinen, 
welche der Seminarklaſſe der Anſtalt, an welcher die 
Prüfung ftattfindet, nicht angehören, erfolgt am Tage 
vor der Prüfung Abends 6 Uhr zu Danzig in dem 
Lokale der Viktoriaſchule, Holzgaſſe 24, bei dem Herrn 
Direktor Dr. Neumann und in Elbing beidem Direktor der 
höheren Töchterſchule Herrn Dr. Witte, an welche 
auch die Prüfungsgebühren im Betrage von 12 Mk. 
zu entrichten ſind. 

Die ſchriftliche Meldung zur Schul vorſtehe— 
rinnenprüfung erfolgt ſpäteſtens drei Monate 
vor dem angeſetzten Termine bei dem unterzeichneten 
Kollegium und ſind derſelben außer den obener— 
wähnten ad 1—5 aufgeführten Zeugniſſen 
noch die Ausweiſe darüber beizufügen, daß die Be: 
werberin mindeſtens 5 Jahre im Lehramte thätig ge— 
weſen iſt und mindeſtens zwei Jahre in Schulen unters 
richtet hat. 

Jeder Examinandin wird von uns unmittelbar 
nach ihrer Meldung zur Vorſteherinnen-Prüfung ein 
Thema zu einem Aufſatze aus der Erziehungs- und 
Unterrichtslehre aufgegeben werden, welchen dieſelbe 
unerinnert binnen 8 Wochen ſpäteſtens aber vier: 
zehn Tage vor dem Prüfungstermine mit der Ver⸗ 
ſicherung einzureichen hat, keine anderen, als die von 
ihr angegebenen Hilfmittel dabei benutzt zu haben. 

Die perſönliche Meldung erfolgt ebenfalls am 
erſten Tage vor der Prüfung in Danzig beim Direktor 
der Viktoriaſchule Herrn Dr. Neumann und in Elbing 
bei dem Direktor der höheren Töchterſchule Herrn 
Dr. Witte: an dieſelben ſind auch die Prüfungsge⸗ 
bühren mit 12 Mark zu entrichten. 

Danzig, den 20. Dezember 1895. 

Königliches Provinzial⸗Schul⸗Kollegium. 
Bekanntmachung. 

Im Anſchluß an meine Bekanntmachung vom 

14. vorigen Monats wird hiermit zur öffentlichen 


26) 


— VIE 


Kenntniß gebracht, daß auch ons neue ſtatiſliſche Waaren rechnet wird, die Rückbeförderung an die Verſandſtation 
verzeichniß nebſt Verzeichniß der Maſſengüter im Wege und den Ausſteller aber innerhalb der angegebenen 
des Buchhandels von der Verlagsbuchhandlung, R. von Zeit frachtfrei erfolgt, wenn durch Vorlage des ur⸗ 
Decker's Verlag, G. Schenk, Berlin 8 W., Serufalener: ſprünglichen Frachtbriefes oder des Duplikatbeförderungs⸗ 
ſtraße 56 bezogen werden kann. ſcheines für den Hinweg, ſowie durch eine Beſcheinigung 
Danzig, den 22. Dezember 1895. der dazu ermächtigten Stelle nachgewieſen wird, daß 
Der Provinzial⸗Steuer⸗Director. die Gegenſtände ausgeſtellt geweſen und unverkauft 
geblieben ſind. 
we Bekanntmachung. In den urſprünglichen Frachtbriefen bezw. Dupli⸗ 
Für die in der nachſtehenden Zuſammenſtellung kat⸗Beförderungsſcheinen für die Hinſendung iſt aus⸗ 
näher bezeichneten Ausſtellungsgegenſtände wird eine drücklich zu vermerken, daß die mit denſelben auf⸗ 
Frachtbegünſtigung in der Weiſe gewährt, daß nur für gegebenen Sendungen durchweg aus Ausſtellungsgut 
die Hinbeförderung die volle =. Tacht be be⸗ beſtehen. 


(Zur Ausfer' Die Rückbe⸗ 


Die Fra eee tigung der 
Art der Ausſtellung. Zeit. ee Beſchein⸗ förderung 
auf den gung ſind muß 1 1 5 
für Strecken der ermächtigt: innerhalb: 
| 
1. Ausſtellung ſchottiſcher [Ronsdorf 29. Dezbr.] ſchottiſche Preuß. Staats. Aus- 4 Wochen nach 
Schäferhunde. 1895. Schäferhunde bahnen. ftellungs- [ Schluß der 
8 Konmmiſſion.] Ausſtellung. 
2. Geflügel Ausſtellung Knauthain 19. bis 21.] Ausſtellungs⸗ desgl. desgl. desgl. 
Januar | Gegenſtände. 
1896. 
Danzig, den 21. Dezember 1895. Königliche Eiſenbahn⸗Direſtion. 
28) Bekanntmachung. 173 Stück Littr. C. à 300 Mark. 
Bei der nach den Beſtimmungen der SS 39, 41 428. 572. 608. 961. 987. 998. 1202. 1354. 


und 47 des Geſetzes vom 2. März 1850 und nach 1629. 1779. 1855. 1880. 2402. 2503. 2554. 2683. 
unſerer Bekanntmachung vom 16. v. Mts. heute ftatt 2868. 2897. 2920. 2988. 3357. 3433. 3971. 4001. 
gefundenen öffentlichen Verlooſung von Rentenbriefen 4090. 4214. 4301. 4639. 4817. 4910. 4938. 4977. 
der Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen ſind nachſtehende 5366. 5407. 5516. 5842. 5892. 5939. 5943. 5977. 


Nummern gezogen worden: i 5988. 6228. 6402. 6554. 6588. 6603. 6788. 6791. 
I. 4% Rentenbriefe. 6810. 6919. 6959. 7081. 7165. 7493. 7639. 7641. 
114 Stück Littr. A. à 3000 Mark. 7656. 7661. 7672. 7943. 8031. 8153. 8224. 8317. 


33. 152. 207. 517. 521. 525. 824. 998. 8448. 8586. 8593. 8725. 8763. 8792. 8930. 9293. 
1091. 1448. 1543. 1746. 1900. 1917. 1987. 2397. 9564. 9604. 9609. 9689. 9782. 9845. 9865. 9883. 
2399. 2722. 2735. 2753. 2819. 2971. 3072. 3459. 9935. 10044. 10197. 10311. 10345. 10451. 
3727. 3769. 3824. 3836. 3949. 4119. 4121. 4291. 10503. 10738. 10761. 10855. 10958. 10975. 
4842. 5122. 5262. 5513. 5521. 5578. 5594. 5608. 11071. 11209. 11433. 11852. 12023. 12035. 
6040. 6086. 6250. 6361. 6398. 6429. 6607. 6638. 12163. 12211. 12236. 12254. 12278. 12289. 
6786. 6886. 6991. 7170. 7299. 7421. 7458. 7499. 12343. 12527. 12556. 12674. 12689. 12706. 
7525. 7565. 7701. 7749. 7801. 8262. 8284. 8292. 12744. 12838. 13048. 13092. 13263. 13326. 
8304. 8324. 8360. 8541. 8580. 8581. 8675. 8807. 13599. 13712. 13740. 13803. 14261. 14266. 
8837. 8841. 8867. 8915. 8944. 8960. 9048. 9181. 14451. 14555. 14659. 14720. 14886. 14964. 
9266. 9403. 9631. 9640. 9701. 9779. 9780. 9781. 15028. 15088. 15095. 15133. 15158. 15174. 
9785. 9847. 9877. 9960. 10085. 10177. 10233. 15329. 15504. 15606. 15825. 15890. 15957. 
10488. 10714. 10864. 10884. 10950. 10979. 16120. 16132. 16191. 16279. 16401. 16550. 
11037. 11074. 11169. 11535. 11563. 11396, 16750. 41909 74254 7119,. 17180, 17470, 
11647. 11771. 12028. 12173. 12456. 12605. 17723. 17758. 17905. 18124. 18156. 18325. 


12714. 18357. 18555. 18669. 18701. 18759. 18892. 
34 Stück Littr. B. à 1500 Mark. 18944. 18963. 19081. 19183. 19278. 19295. 
152. 618. 790. 1039. 1060. 1095. 1162. 19465. 19512. 19546. 
1319. 1390. 1504. 1513. 1581. 1667. 1675. 1692. 146 Stück Littr. D. à 75 Mark. 
1749. 1794. 2025. 2048. 2536. 2585. 2796. 2807. 120. 390. 437. 582. 1047. 1207. 1252. 1307. 


2869. 2893. 2960. 3067. 3374. 3452. 3618. 3816. 1612. 2011. 2362. 2426. 2615. 2859. 2922. 3234. 
3824. 3845. 3879. 3455. 3660. 3999. 4141. 4465. 4520. 4625. 4662, 


4709, 4828. 4857. 4969. 5224. 5519. 5348. 5613. 
5647. 5685. 5824. 5854. 5924. 6102. 6135. 6178. 
6340. 6535. 6560. 6649. 6687. 6963. 7043. 7157. 
7688. 7774. 8204. 8289. 8741. 8894. 8997. 9019. 
9033. 9191. 9244. 9357. 9359. 9370. 9371. 9384. 
9471. 9551. 9597. 9602. 9647. 9712. 9859. 9863. 
9972. 10009. 10152. 10567. 10784. 10878. 
10956. 11056. 11160. 11188. 11351. 11394. 
11638. 11664. 11690. 11781. 11971. 11984. 
12328. 12358. 12391. 1248 7. 12490. 12561. 
12594. 12606. 12622. 12635. 12638. 12714. 
12740. 12764. 12838. 12888. 12983. 13171. 
13348. 13513. 13582. 13638. 13675. 13677. 
13751. 13897. 13955. 13973. 13987. 14093. 
14104. 14270. 14280. 14335. 14343. 14469. 
14497. 14516. 14663. 14676. 14695. 14767. 
14807. 15091. 15101. 15315. 15587. 15605. 
15704. 15871. 15888. 16122. 16134. 16217. 
16300. 16304. 
II. 3½ % Rentenbriefe. 


Liter. L. zu 3006 Mark 7 Stück Nr. 104. 308. 546. 
770. 835. 1371. 1675. 
bitter. N. zu 300 Mark 2 Stück Nr. 783. 862. 
Littr. O. zu 75 Mark 2 Stück Nr. 418. 423. 
Die ausgelooſten Rentenbriefe werden den Sn: 
habern derſelben mit der Aufforderung gekündigt, den 
Kapitalbetrag gegen Quittung und Rückgabe der Renten- 
briefe in coursfähigem Zuſtande mit den dazu gehörigen 
nicht mehr zahlbaren Zins⸗Coupons, und zwar zu 
J. Serie VI. Nr. 12 -16 und Talons, zu II. Reihe! 
Nr. 10—16 und Anweiſungen, vom 1. April 1896 
ab bei unſerer Kaſſe hierſelbſt, Tragheimer Pulver⸗ 
ſtraße Nr. 5, bezw. bei der Rentenbank⸗Kaſſe für die 
Provinz Brandenburg in Berlin an den Wochentagen 
von 9 bis 12 Uhr Vormittags in Empfang zu nehmen. 
Den Inhabern von ausgelooſten und gekündigten 
Rentenbriefen ſteht es auch frei, dieſelben mit der Poſt 
an die genannten Rentenbank-Kaſſen portofrei einzu: 
ſenden uͤnd den Antrag zu ſtellen, daß die Uebermitte⸗ 
lung des Geldbetrages auf gleichem Wege und, ſoweit 
ſolcher die Summe von 400 Mark nicht überſteigt, 
durch Poſtanweiſung jedoch auf Gefahr und Koſten des 
Empfängers erfolge. 
Einem ſolchen Antrage iſt eine Quittung nach 
folgendem Muſter: 

.. . . % buchſtäblich . .. Mark für d. 
ausgelooſten ... % Rentenbrief .. der Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen Littr. ... Nr. . .. aus 
der Königlichen Rentenbank-Kaſſe zj 
empfangen zu haben beſcheinigt. 

beizufügen. (Ort, Datum, Name.) 
i Vom 1. April 1896 ab hört die Verzinſung 
= ausgelooſten Rentenbriefe auf und es wird der 
1 der etwa nicht mit eingelieferten Coupons 
ei der Auszahlung vom Kapital in Abzug gebracht. 
Die Verjährung der ausgelooſten Rentenbriefe 
nach den Beſtimmungen des § 44 a. g. O. binnen 
Hahren ein. 
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Hierbei machen wir zugleich darauf aufmerkſam, 
daß die Nummern aller gekündigten, reſp. zur Ein⸗ 
löſung noch nicht präſentirten Rentenbriefe durch die 
von der Redaktion des Königlich Preußiſchen Staats⸗ 
anzeigers in Berlin herausgegebene „Allgemeine Ver⸗ 
looſungs⸗Tabelle“ im Mai und November jeden Jahres 
veröffentlicht werden. Das Stück dieſer Tabelle iſt 
bei der gedachten Redaktion für 25 Pfg. käuflich. 

Königsberg in Pr., den 15. November 1895. 
Königliche Direction der Rentenbank für die Provinzen 

Oſt⸗ und Weſtpreußen. 
Bekanntmachung. 
Von den in Gemäßheit des landesherrlichen 
Privilegiums vom 2. Januar 1895 ausgegebenen 
3 pCt. Anleiheſcheinen der Stadt Thorn find 
am 12. d. Mts. folgende Nummern zur Rückzahlung 
am 1. April 1896 ausgelooſt worden: 


29) 


Lit.. A. zu je 5000 Mk. Nr. 83. 99. 
„ B. „ „ 2000 „ „ 64. 125. 229. 243. 
„ C. „ „ 1000 „ „ 14. 75. 97. 301. 404. 439. 
e 2. 3. 7. 56. 201. 243. 
„ B. „ „ 200 „ „ 379. 528. 537. 548. 583. 
591. 503. 622. 650. 696. 726. 759. 775. 
778. 785. 818. 950. 1047. 1091. 1143. 


1162. 1256. 1294. 1327. 1349. 1385. 1423. 
1451. 1461. 1467. 

Die Inhaber werden aufgefordert, die ausgelooſten 
Anleiheſcheine nebſt den nach dem 1. April 1896 fällig 
werdenden Zinsſcheinen und den dazu gehörigen Zins⸗ 
ſchein⸗Anweiſungen vom 1. April 1896 ab bei der 
hieſigen Kämmereikaſſe oder in Berlin bei 
den Bankhäuſern Delbrück, Leo & Co. und 
F. W. Krauſe & Co. einzureichen und den Nenn⸗ 
werth der Anleiheſcheine in Empfang zu nehmen. 

Mit dem 1. April 1896 hört die Verzinſung 
der ausgelooſten Anleiheſcheine auf. 

Für fehlende Zinsſcheine wird deren Werthbetrag 
vom Kapital gekürzt. 

Thorn, den 14. Dezember 1895. 

Der Magiſtrat. 
Bekanntmachung. 

Der katholiſche Kirchenvorſtand zu Plusnitz hat 

beantragt, den Theil der dortigen alten Kulmer Land⸗ 

ſtraße, der vom Oſtrowo⸗Dembier Wege bis zur Kulm⸗ 

Brieſener Kreisgrenze geht, bis auf einen Fußſteig 

verſchmälern zu dürfen. 

Einſprüche gegen dies Vorhaben ſind binnen vier 
Wochen an den Unterzeichneten zu richten. 

Cholewitz, den 20. Dezember 1895. 

Der Amtsvorſteher. 
31) ö von Ausländern aus dem 
teichsgebiet. 
Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 

1. Heinrich Waltuch, Kutſcher, früher Kommis, geb. 
am 13. Februar 1865 zu Wien, öſterreichiſcher 
Staatsangehöriger, wegen wiederholten ſchweren 
und verſuchten ſchweren Diebſtahls (4 Jahre 


30) 


Monate Zuchthaus laut Erkenntnis vom 25. 


u — 


Januar 1892), von der Polizeibehörde zu Hamburg, von Tycowicz zu Frödenau zum Stellvertreter des 
vom 2. November v. J. Anttsvorſtehers für den Amtsbezirk Frödenau ernannt. 
Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: Im Kreiſe Schwetz find nach abgelaufener Amts— 

J. Franziska Böhm, Fabrikarbeiterin, geboren am] dauer zu Amtsvorſteher⸗Stellvertreter wieder ernannt: 
12. Auguſt 1859 zu Dobern, Bezirk Tetſchen, a) der Gutsbeſitzer Niedlich zu Milewo für den Amts 
Böhmen, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Land⸗ bezirk Milewo, b) der Beſitzer Kopper in Gruppe für 
ſtreichens und gewerbsmäßiger Unzucht, von der den Amtsbezirk Gruppe, c) der Gutsbeſitzer von 
Königlich ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft Dresden, Leipziger in Morsk für den Amtsbezirk Ober⸗Sartowitz 
vom 22. Oktober v. J. d) der Adminiſtrator Frehſe in Gr. Plochoczyn für 

2. Gottfried Friedli, Viehwärter, geb. am 25. Fe- den Amtsbezirk Bankau und der Königliche Förſter 
bruar 1861 zu Jüchten, Kanton Bern, Schweiz, Kühnemann in Bülowsheide für den Amtsbezirk 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Nichtbeſchaffung Bülowsheide. 
eines Unterkommens, vom Königlich preußiſchen Im Kreiſe Strasburg iſt der Landwirth Julius 
Regierungspräſidenten zu Düſſeldorf, vom 19. No-[Dirlam zu Jablonowo zum Stellvertreter des Amts⸗ 
vember v. J. vorſtehers für den Amtsbezirk Jablonowo ernannt. 

3. Salomon Koditſchek (Kodicek) Schneidergehülfe, Im Kreiſe Strasburg ſind die Gutsbeſitzer Diener 
geboren am 28. Mai 1874 zu Prag, Böhmen, zu Wrotzk zun Amtsvorſteher und der Königliche Amts⸗ 
ortsangehörig zu Tucap, Bezirk Tabor, Böhmen, rath Hoge zu Puſta-Dombrowken zum Stellvertreter 
wegen Bettelns, von der Königlich ſächſiſchen des Amtsvorſtehers für den Amtsbeztrk Wrotzk ernannt. 
Kreishauptmannſchaft Zwickau, vom 15. Oktober v. J. Im Kreiſe Strasburg iſt der Königliche Ober⸗ 

4. Franz Scholze, Spinner und Tagearbeiter, geb. förſter Schlichter zu Wilhelmsberg zum Amtsvorſteher 
am 15. Auguſt 1860 zu Dörfel, Bezirk Reichen⸗ für den Amtsbezirk Wilhelmsberg ernannt. 
berg, Böhmen, öſterreichiſcher Staatsangehöriger, Im Kreiſe Strasburg iſt der Wirthſchaftsdirektor 
wegen Bettelns, von der Königlich ſächſiſchen Stark zu Kl. Konojad zum Amtsvorſteher für den 
Kreishauptmannſchaft Bautzen, vom 2. Oktober v. J. Amtsbezirk Konojad ernannt. 

5. Jakob Dandrieux, Schifferknecht, geboren am Im Kreiſe Strasburg iſt der Landwirth Arthur 
6. Januar 1875 zu La Chapelle⸗Hugon, Arron⸗Probſt zu Chelſt zum Amtsvorſteher für den Amts⸗ 
diſſement St. Armand, Departement Cher, Frank- bezirk Jellen ernannt. 
reich, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Land— Im Kreiſe Dt. Krone iſt der Rittergutsbeſitzer 
ſtreichens, vom Kaiſerlichen Bezirkspräſidenten zu Butſchke zu Adl. Roſe zum Stellvertreter des Amts⸗ 
Colmar, vom 20. November v. J. vorſtehers für den Amtsbezirk Roſe ernannt. 

6. Karl Fiſcher, Kaufmann, geboren am 20. Januar Im Kreiſe Schlochau iſt der Gutsbeſitzer Bie der— 
1864 zu Wien, wegen Bettelns, vom Königlichſſtedt zu Dt. Briefen nach abgelaufener Amtsdauer 
preußiſchen Regierungspräſidenten zu Trier, vom wieder zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirk Lichten⸗ 
25. November v. J. hagen ernannt. 

Die durch Beſchlutz des Kaiſerlichen Bezirks⸗ Die Wiederwahl der Rathsherren Karl Hertzberg, 

Präſidenten zu Colmar vom 25. April 1885 aus dem Ludwig Schmidt und Wolfgang Geiger der Stadt 

Reichsgebiet verfügte Ausweiſung des öſterreichiſchen Culm auf eine weitere Wahlperiode iſt beſtätigt worden. 


Staatsangehörigen Bierbrauers Franz Six (Central⸗ Die Wahl des Ackerbürgers Johann Ziehlke 
Blatt f. 1885 S. 201 8. 15) iſt zurückgenommen zum unbeſoldeten Rathmann der Stadt Pr. Friedland 
worden. lift beftätigt worden. 
32) VPerſonal⸗Chronik. 33) Erledigte Schulſtellen. 

Der Bürgermeiſter Würtz hier iſt zum Amts⸗ Die neugegründete Lehrerſtelle zu Kronfelde, 
anwalt bei dem Amtsgerichte hierſelbſt ernannt worden. Kreis Schwetz, ſoll beſetzt werden. 

Der Rentmeiſter z. D. Joſten aus dem Regie- Lehrer evangeliſcher Religion, welche ſich um die⸗ 


rungsbezirk Trier iſt bei der hieſigen Königlichen Re- jelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
gierung zum Regierungs⸗Sekretär ernannt worden. ihrer Zeugniſſe bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 

Im Kreiſe Dt. Krone iſt der Gutsbeſitzer Kegel Herrn Engelien zu Neuenburg zu melden. 
zu Lebehnke nach abgelaufener Amtsdauer wieder zum Die Schullehrerſtelle zu Oſſusnitza, Kreis Schlochau, 
Amtsvorſteher für den Amtsbezirk Lebehnke ernannt. iſt erledigt. 

Im Kreiſe Schlochau iſt der Königliche Forft:| Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die: 
aufſeher Dalchow zu Oſſusnitza zum Amtsvorſteher jelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
für den Amtsbezirk Heidemühl ernannt. ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 

Im Kreiſe Roſenberg iſt der Gutsrendant Adalbert Herrn Katluhn zu Prechlau zu melden. 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 1.) 
Nredigtrt im Burcau der Königlichen Regierung. Druck von N. Ranter’s Hofbuchdruckere. 


| Ertra= Beilage zum Amtsblatt. 
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Erktaubniß 
zum Betriebe des Transportverſichernugs⸗Geſchäfts in Preußen für die in Hamburg unter der Firma 
„Nord⸗Weſt⸗Deutſche Verſicherungs-Geſellſchaft“ beſtehende Actien⸗Geſellſchaft. 
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Der in Hamburg unter der Firma „Nord⸗Weſt⸗Deutſche Verſicherungs⸗Geſellſchaft“ beſtehenden Actiengeſellſchaft 
wird auf Grund der vorgelegten Statuten die Erlaubniß zum Betriebe des Transportverſicherungs⸗Geſchäfts in Preußen 
unter nachſtehenden Bedingungen ertheilt: 

„1. Jede Veränderung der Geſellſchafts⸗Statuten iſt anzuzeigen und bei Verluſt der ertheilten Erlaubniß der 
Genehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe zu unterbreiten. 

2. Die Erlaubniß, ein von der Landespolizeibehörde (Nr. 6) feſtzuſtellender Auszug des Statuts und etwaige 
Aenderungen des Statuts ſind in den Amtsblättern derjenigen Bezirke, in welchen die Geſellſchaft durch Agenten 
Geſchäfte betreiben will, auf Koſten der Geſellſchaft zu veröffentlichen. 

3. In allen Proſpecten und Bekanntmachungen der Geſellſchaft iſt als Geſellſchaftsvermögen und Grundcapital 
nur das wirklich gezeichnete Antheilſchein⸗Capital aufzuführen. 

urn 4. Die Geſellſchaft hat wenigſtens in einem der preußiſchen Orte, in welchen fie Geſchäfte betreibt, einen dort 
anſäſſigen, zur Haltung eines Geſchäftslocals verpflichteten General⸗Bevollmächtigten zu beſtellen, und wegen aller aus 
ihren Geſchäften mit preußiſchen Staatsangehörigen entſtehenden Verbindlichkeiten, je nach der Wahl der Verſicherten, 
entweder bei dem Gerichte jenes Orts oder im Gerichtsſtaude des die Verſicherung vermitteluden Agenten Recht zu 
nehmen. Die bezügliche Verpflichtung iſt in jede für Preußische Staatsangehörige auszuſtellende Police aufzunehmen. 

Sollen die Streitigkeiten durch Schiedsrichter geſchlichtet werden, fo miffen dieſe letzteren mit Einſchluß des 
Obmanns preußiſche Staatsangehörige ſein. 

5. Alle Verträge mit preußiſchen Staatsaugehörigen find von dem Wohnorte des in Preußen beſtellten 
General Bevollmächtigten oder eines der preußiſchen Unteragenten aus abzuſchließen. 

6. Der Königlichen Landespolizeibehörde, in deren Bezirk die Geſchäfts⸗Niederlaſſung ſich befindet, iſt in den 
erſten vier Monaten jedes Geſchäftsjahres von dem General- Bevollmächtigten außer der General-Bilanz eine Special⸗ 

Hanz der bezüglichen Geſchäfts⸗Niederlaſſung für das verfloſſene Jahr einzureichen und in dieſer das in Preußen 

endliche Activum von dem übrigen Activum geſondert aufzuführen. Der zuſtändigen Behörde bleibt überlaſſen, über 

e Aufſtellung dieſer Bilanz beſondere Beſtimmung zu treffen. Die General-Bilanz muß eine Gegenüberſtellung 

ie alicher Activa und ſämmtlicher Paſſiva, letzterer einſchließlich des Grundcapitals, enthalten, unter den Activis dürfen 

an thandenen Effecten höchſtens zu dem Tagescourſe erſcheinen, welchen dieſelben zur Zeit der Bilanz⸗Aufſtellung 
eben, ſofern dieſer Cours jedoch den Anſchaffungspreis überſteigt, höchſtens zu letzterem angeſetzt werden; bloße 
ründungs, oder Verwaltungskoſten dürfen nicht als Activa aufgenommen werden. 
Pere 7. Der General- Bevollmächtigte hat ſich zum Vortheile ſämmtlicher Gläubiger der Geſellſchaft in Preußen 
erf lich und erforderlichenfalls unter Stellung hinlänglicher Sicherheit zu verpflichten, für die Richtigkeit der ein⸗ 
gereichten Bilanz einzustehen. 
auf den Der General-Bevollmächtigte iſt verpflichtet, die von der Geſellſchaft ausgehenden, oder bereits ausgegangenen, 
Erfor n Geſchäftsbetrieb ſich beziehenden Schriftſtücke, namentlich Inſtructionen, Tarife, Geſchäftsanweiſungen, auf 
Gesel, des Miniſters für Handel und Gewerbe oder der Landespolizeibehörde vorzulegen, auch alle in Bezug auf die 
ſchaft und die Niederlaſſung zu gebende jonftige Auskunft zu beſchaffen und die betreffenden Papiere vorzulegen. 
ertheilt N. Die Erlaubniß wird nur für den Transport-Verficherungszweig und auch für dieſen nur auf ſo lange 
zwei A die Geſellſchaft ſich auf den Betrieb dieſes Zweiges beſchränkt. Sollte fie zum Betriebe anderer Geſchäfts⸗ 
br 0 1 tgehen, jo iſt dies zur Keuntniß des Minifters für Handel und Gewerbe zu bringen und die Verlängerung 
nach rlaubniß nachzuſuchen. Letztere kann zu jeder Zeit, und ohne daß es der Angabe von Gründen bedarf, lediglich 
zem Ermeſſen des Miniſters für Handel und Gewerbe zurückgenommen und für erloſchen erklärt werden. 
mehr 5 10. Durch die Erlaubniß wird die Befuguiß zum Erwerbe von Grundſtücken in ken nicht ertheilt, viel- 
edarf es dazu in jedem einzelnen Falle der beſonders nachzuſuchenden miniſteriellen Genehmigung. 
Berlin, den 6. Jauuar 1896. 
(L. S.) 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage: 
(gez.) von Wendt. 
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Statut 
der 
Nord⸗Weſt⸗Deutſchen Verſicherungs⸗Geſellſchaft in Hamburg. 


1895. 


—— — 


I. Firma, Zweck und Capital der Geſellſchaft. 


§ 1. Unter der Firma: „Nord⸗Weſt⸗Deutſche 
Verſicherungs-Geſellſchaft“ wird auf Grund des 
gegenwärtigen Statuts eine Actien-Geſellſchaft mit dem 
Sitze in Hamburg errichtet, unter Ausdehnung des Ge— 
ſchäftsbetriebes auf Preußen und andere Staaten. 

§ 2. Gegenſtand des Unternehmens iſt die Ver⸗ 
ſicherung gegen jede Art der See, Fluß-, Revier, Hafen⸗ 
und Landtrausportgefahr. 

8 3. Das Grund Capital der Geſellſchaft beträgt 
A 3000 000, vertheilt über 750 auf Namen lautende 
Actien, eine jede zum Belaufe von „A 4000, worauf 25 % 
eingezahlt ſind. 

Eine Erhöhung des Capitals auf „A 4000000 bleibt 
vorbehalten (vergl. § 25). 


Für jede Actie bezw. Interimsſchein zeichnet der Eigen- | 


thümer eine Obligation, durch welche er ſich zu weiteren 
Einzahlungen laut 8 4 verpflichtet. 

Ueber die geleiſteten Einzahlungen wird auf dem 
Interimsſchein quittirt. 

§ 4. Etwaige weitere Einſchüſſe find zu leiſten, ſobald 
ſolche vom Aufſichtsrath durch öffentliche Bekanntmachung 
(S 27), ſowie durch Zuſtellung mittelſt eingeſchriebenen 
Briefes eingefordert werden. Die vom Anuſſichtsrath feſt— 


uſetzende Einzahlungsfriſt ſoll mindeſtens einen Monat \ 
115 pen l ſchaft muß eintreten: 


betragen. Eine Compenſation mit Gegenforderung iſt un— 
zuläſſig. 

Die Actionaire unterwerfen ſich hinſichtlich der Er- 
füllung dieſer Verbindlichkeit der Gerichtsbarkeit der Ham— 
burgiſchen Gerichte und Inſtanzen. 

§ 5. Die Actien lauten auf Namen. Uebertragungen 
derſelben von einem Eigenthümer auf den anderen können 
nur mit Zuſtimmung des Aufſichtsraths geſchehen. 

Derſelbe iſt berechtigt, ſeine Zuſtimmung ohne Angabe 
von Gründen zu verweigern. 

Ertheilt er ſeine Zuſtimmung und wird demgemäß 
die Actie auf einen anderen Eigenthümer übertragen, ſo 
iſt dadurch der frühere Eigenthümer ſeiner Verbindlichkeit 
zur Leiſtung weiterer Einzahlungen — vorbehältlich jedoch 
der geſetzlich vorgeſchriebenen ſubſidiären Haftbarkeit — 
befreit. Die Uebertragung geſchieht durch Umſchreibung 
der Actien. 

§ 6. Wenn ein Actionair ſeine Zahlungen einſtellt, 
bezw. zahlungsunfähig geworden iſt, bevor die Actie voll 
eingezahlt worden, ſo iſt der Aufſichtsrath berechtigt, falls 
nicht binnen 14 Tagen nach dem Tage der Zahlungsein⸗ 
ſtellung die Actie oder Actien auf eine von ihm genehmigte 
Perſon übertragen werden, dieſelben ohne Weiteres für 
deſſen Rechnung öffentlich zu verkaufen. Wegen ihr zu— 


ſtändiger Forderungen hat die Geſellſchaft — unbeſchadet 
ihrer weiteren Gerechtſame — ein Retentions- und Com⸗ 
penſationsrecht an dem Werth der Actien. 

§ 7. Stirbt ein Actionair, bevor die Actie voll ein- 
gezahlt worden, jo haben die Erben deſſelben binnen ſechs 
Monaten nach dem Todestage die Uebertragung der Wetter 
auf eine von dem Aufſichtsrath genehmigte Perſon zu be⸗ 
wirken, widrigenfalls der Aufſichtsrath berechtigt iſt, mit 
den Actien, wie im § 6 angegeben, zu verfahren. 

88. Wenn auf deßfalls ergehende Aufforderung des 
Aufſichtsraths, in den in 88 6 und 7 bezeichneten Fällen, 
die betreffenden Interimsſcheine nicht innerhalb 14 Tage 
von den Juhabern ausgeliefert werden, jo iſt der Aufſichts- 
rath berechtigt, dieſelben durch öffentliche Bekanntmachung 


zu annulliren und an deren Stelle neue Interimsſcheine 


unter denſelben Nummern auszugeben. Verlorene Actien 
bezw. Interimsſcheine ſind durch ein gerichtliches Proclam 
zu mortificiren. Erſt nach Beendigung des Proclamver⸗ 
fahrens werden dem Eigenthümer — auf ſeine Koſten — 


neue Actien bezw. Interimsſcheine ausgefertigt. 


§ 9. Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf beſtimmte 
Zeit nicht beſchränkt. Das Geſchäftsjahr iſt das Kalender- 
jahr. Das erſte Geſchäftsjahr endigt mit dem 31. De⸗ 


cember 1896. 


8 10. Eine Auflöſung und Liquidation der Gefell- 


1. ſobald die Jahresbilanz nach Abſorbirung ſämmt⸗ 
licher Reſerven einen Berluft von 40 % des ge- 
zeichneten Actien-Capitals ergiebt. Der Vorſtand 
reſp. der Aufſichtsrath hat dann fofort eine 
General-Verſammlung behufs Beſchlußfaſſung zu 
berufen; 

. auf Antrag des Aufſichtsraths durch Beſchluß der 
General⸗Verſammlung, wenn der Aufſichtsrath 
in Folge erheblicher Capital-Verluſte zu ſolchem 
Antrage Anlaß findet. 

Der Aufſichtsrath ift verpflichtet, der nächſten ordent⸗ 
lichen General-Verſammlung die Liquidationsfrage zu 
ſtellen, wenn die Jahresbilanz einen Verluſt von 25 % 
des gezeichneten Actien⸗Capitals ausweiſt, nach Abſorbirung 
ſämmtlicher Reſerven. 

Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen können durch 
Mehrheitsbeſchluß der General⸗Verſammlung weder auf- 
gehoben noch abgeändert werden. 

II. Organiſation und Verwaltung der Geſellſchaft. 

§ 11. Organe der Geſellſchaft find: 

der Vorſtand, 
der Aufſichtsrath, 
die General⸗Verſammlung. 


1. Vorſtand. 
8 12. Der Vorſtand der Geſellſchaft beſteht aus einer 
oder mehreren Perſonen. 
Als Vorſtandsmitglieder (Directoren) fungiren zunächſt 
Herr Arthur Duncker und Herr Otto Schulze. 
Es bleibt dem Beſchluſſe des Aufſichtsraths vor- 
behalten, außerdem einen oder mehrere Stellvertreter zu 
ernennen und deren Anſtellungsbedingungen feſtzuſetzen. 
Wird die Stelle eines der Vorſtandsmitglieder erledigt, 
10 erwählt der Aufſichtsrath deſſen Nachfolger. 
Die Legitimation der neuerwählten Vorſtandsmitglieder 
bezw. die der ſtellvertretenden Vorſtandsmitglieder wird 
durch einen notariell beglaubigten Auszug aus dem Pro— 
lokoll des Aufſichtsraths beſchafft. 
. „ 8 13. Die Vorſtandsmitglieder zeichnen für die Ge- 
ſellſchaft durch Hinzufügung ihrer Unterfchrift zu der Fin 
derſelben. Jedes Vorſtandsmitglied iſt berechtigt, die Firma 
unzeln zu zeichnen und zwar durch Hinzufügung ſeiner 
Unterſchrift zu der Firma. 
S 14. Der Vorſtand organiſirt und führt das Ge- 
ſchäft der Geſelſchaft Insbeſondere ſchließt er Ver⸗ 
„Herungsverträge und Rückverſicherungsverträge ab, ernennt 
nach eingeholter Genehmigung des Aufſichtsraths Agenten 
er Geſellſchaft, regulirt die Schäden, caſſirt die Prämien 
ein, belegt die Gelder und beſchafft die Anſtellung ſowie 
dventuell die Eutlaſſung der Beamten und Agenten. Er 
dertritt die Geſellſchaft vor allen Behörden und Gerichten, 
usbejondere vor dem Hypothekenbureau. 
3815. Die Directoren und deren Stellvertreter dürfen 
keine Verſicherungsgeſchäfte für eigene Rechnung machen und 
nd der Geſellſchaft gegenüber verpflichtet, ſich der vom Auf⸗ 
ichtsrath He ertheilten Inſtruction gemäß zu verhalten. 
fto ie Remuneration (Gehalt und Tantieme) der Vor⸗ 
lrandemitglieder und deren Stellvertreter wird durch Ver— 
3 zwiſchen ihnen und dem Aufſichtsrathe geregelt. 

N 2. Aufſichtsrath. 
u 16. Der Aufſichtsrath beſteht aus mindeſtens fünf 
1 er General-Verſammlung aus der Zahl der Actionaire 
ſichtarar lenden Mitgliedern. Die Wahl des erſten Auf- 

0198 gilt für die Dauer des erſten Geſchäftsjahres. 
alljäbrie dem alsdann neugewählten Aufſichtsrath ſcheidet 
des rich ein Mitglied aus, unbeſchadet der Beſtimmungen 

At. 191, 3 des H. G. B. 
Ausscheid Reihenfolge des Ausſcheidens beſtimmt das Loos. 

ende find wieder wählbar. 

er Auſſichtsrath hat alle geſetzlich normirten 

Geſchäfts e; flichten; ihm liegt die Oberaufſicht über die 
oder di leitung ob; 


8 17. D 
Rechte und P 
1 er ernennt und entläßt eventuell den 
5 Liquidatoren. 

> 18. Dem Auſſichts i ie jährli 
rech a rath liegt ob, die jährliche Ab⸗ 

d nach . A den Vorlagen des Vorſtandes 
>, geſchehene i j . 
"regnen een 8 derſelben durch die Rech 
den erſtattet der General⸗Verſammlung Bericht über 

1 5 = die Ergebniſſe des Geſchäfts 0 

ie Zur Gültigkeit der Beſchlü ichts · 
r ſt „ Jur Gültig hlüſſe des Aufſichts 
aths iſt die Zuſtimmung mindeſtens dreier Mitglieder 


erforderlich. In den Sitzungen des Aufſichtsraths iſt ein 
Protokoll zu führen. 

Im Uebrigen bleibt die Feſtſtellung der Geſchäfts⸗ 
ordnung und der inneren Organiſation des Aufſichtsraths 
demſelben überlaſſen. 

$ 20. Die Bücher, Caſſen und Belege der Geſellſchaft 
werden durch einen oder zwei alljährlich von der General- 
Verſammlung aus einem vom Auſfſichtsrathe vorzulegenden 
Wahlaufſatze zu erwählende, vorzugsweiſe der Zahl der 
Bücherexperten zu entnehmende kaufmänniſche Reviſoren 
controlirt. Dieſelben werden aus der Caſſe der Geſellſchaft 
nach Ermeſſen des Aufſichtsraths honorirt. 


3. General-Verſammlung. 

$ 21. Die General⸗Verſammlung wird vom Vor⸗ 
ftande oder vom Aufſichtsrath berufen; Ort, Zeit und 
Zweck der Verſammlung ſind mindeſtens zwei Wochen 
vorher öffentlich anzuzeigen. 

Bei der jährlichen ordentlichen General-Verſammlung 
iſt die Jahresabrechnung und Bilanz ſowie der Jahres- 
bericht zwei Wochen vorher den Actiouairen zuzuſenden, 
bezw. in dem Geſchäftslocale der Geſellſchaft auszulegen. 

§ 22. Alljährlich, vor Ablauf des Monats Juni, 
findet eine ordentliche General⸗Verſammlung ſtatt. 

Der Aufſichtsrath kann jederzeit eine außerordentliche 
General-Verſammlung einberufen; er iſt zu ſolcher Be⸗ 
rufung verpflichtet, ſobald ein oder mehrere Actionaire, 
welche zuſammen den zwanzigſten Theil des Grund Capitals 
beſitzen, ſolches verlangen. Der ordentlichen, wie der 
außerordentlichen General⸗Verſammlung kann jeder Actionair 
beiwohnen, ſich dabei auch unter Ertheilung ſchriftlicher 
Vollmacht vertreten laſſen. 

Jede Actie gewährt dem Inhaber eine Stimme. 


§ 23. In der General-Verſammlung vun der Vor⸗ 
ſitzende des Aufſichtsraths oder in deſſen erhinderung 
ſein Stellvertreter oder ein anderes Mitglied des Aufſichts⸗ 
raths den Vorſitz. 

Die General⸗Verſammlung faßt ihre Beſchlüſſe mit 
abſoluter Stimmenmehrheit der abgegebenen Stimmen, 
joweit nicht das Statut oder das Geſetz ein anderes be- 
ſtimmt (§ 25). 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vor⸗ 
ſitzenden. Alle Wahlen erfolgen durch Stimmzettel mit 
relativer Majorität. Bei Wahlen entſcheidet das Loos 
im Falle der Stimmengleichheit. 

In der General⸗Verſammlung führt ein öffentlicher 
Notar das Protokoll. 


5 24. Auf die Tages⸗Ordnung der General⸗Verſamm⸗ 
lung ſind außer dem Geſchäftsbericht, den ſtatutenmäßigen 
Wahlen und den Anträgen des Auffichtsraths alle Anträge 
zu bringen, welche von einem oder mehreren im Beſitze 
des zwanzigſten Theils des Grundcapitals befindlichen 
Actionairen fo rechtzeitig bei dem Aufſichtsrath angemeldet 
werden, daß dieſer ſie mindeſtens eine Woche vor der 
General-Verſammlung als Gegenftand der Tagesordnung 
bekannt machen kann. 

Gegenſtände, welche nicht auf der Tagesordnung ſtehen, 
können nicht zur Beſchlußfaſſung gelangen, den Antrag auf 


Berufung einer außerordentlichen General⸗Verſammlung 
ausgenommen. 

Wenn ſämmtliche Actionaire in der General⸗Verſamm⸗ 
lung vertreten ſind und es einſtimmig gutheißen, daß von 
den Vorſchriften der 88 21 und 24 für ihre Berufung 
oder in Betreff der Gegenſtände der Berathung und Be⸗ 
ſchlußfaſſung abgewichen worden und abgewichen werde, 
ſo hat es dabei ſein Bewenden. 

8 25. Der Beſchlußfaſſung der General-Verſammlung 
vorbehalten ſind: 

1. die Wahlen der Mitglieder des Aufſichtsraths 

und der Reviſoren, ſowie eventuell 

2. die Erledigung etwaiger Monituren der letzteren; 

3. Abänderung der Statuten; 

4. die Vermehrung des Actiencapitals auf 4000 000 
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55 bi Erhöhung des Actiencapitals über N 4000000 

inaus; 

6. Erweiterung des Geſellſchaftszwecks auf andere 
als die im 8 2 verzeichneten Geſchäfte; 

. Auflöfung der Geſellſchaft; 

. die Uebertragung des Vermögens und der Schulden 
der Geſellſchaft an eine andere Geſellſchaft und 
die Vereinigung der Geſellſchaft mit einer anderen. 

Die unter 5 bis 8 erwähnten Beſchlüſſe können nur 
in einer zu dieſem Zwecke beſonders ausgeſchriebenen 
General⸗Verſammlung und nur auf Antrag des e 
raths, oder auf Antrag von Actionairen, welche im Beſitze 
von mindeſtens dem zwanzigſten Theile des Grundcapitals 
ſind, bei Anweſenheit von Actionairen, a e 
zwei Drittel deſſelben vertreten, mit einer Majorität von 
drei Viertel der abgegebenen Stimmen gefaßt werden. — 
Iſt jedoch eine zu ſolchem Zwecke angeſetzte General 
Verſammlung beſchlußunfähig, weil weniger als zwei Drittel 
des Grundcapitals in ihr vertreten ſind, ſo können die 
Anweſenden mit einfacher Majorität beſchließen, daß zu 
demſelben Zwecke eine neue General-Verſammlung berufen 
werde, welche früheſtens vier Wochen nach der erſten 
ſtattzufinden hat. Dieſe zweite Verſammlung kann ohne 
Rückſicht auf die Zahl der vertretenen Actien mit Dreiviertel ⸗ 
Majorität der abgegebenen Stimmen die sub 5 bis 8 er- 
wähnten Beſchlüſſe faſſen. 

III. Bilanz und Gewiun⸗Vertheilung. 

8 26. Die Jahresrechnung wird mit dem 31. De⸗ 
cember jeden Jahres abgeſchloſſen. Die Bilanz wird nach 
den geſetzlichen und im Verſicherungsfach üblichen Grund- 
ſätzen feſtgeſtellt und, nach erfolgter Prüfung durch die 
Reviſoren, der General⸗Verſammlung vorgelegt. 

Der dieſelbe genehmigende Beſchluß der General Ver 
ſammlung enthält zugleich die Entlaſtung der Betheiligten. 


[0 En | 


Von dem aus der Bilanz erfichtlichen Geſchäftsgewinn, 
welcher ſich ergiebt nach Abzug eines vom Aufſichtsrathe 
auf Vorſchlag des Vorſtandes zu beſtimmenden Betrages 
als Reſerve für Schäden und laufendes Riſiko, erhält der 
Vorſtand die ihm contractlich zukommende Tantieme und 
der Capital-Reſervefonds die geſetzlichen 5 %, fo lange der- 
ſelbe nicht die Höhe des eingezahlten Actien-Capitals erreicht. 

Sodann erhalten die Actionaire 4 % auf das von 
ihnen eingezahlte Capital. 

Von dem verbleibenden Saldo werden mindeſtens 
weitere 20 % dem Capital-Reſervefonds überwieſen. 

Der Reſt wird, nach Abzug von 10 %% Tantieme für 
den Aufſichtsrath und 5 % fur einen Beamten⸗-Unter⸗ 
ſtützungsfonds, unter die Actionaire pro rata ihres Actien- 
beſitzes vertheilt, vorbehältlich der Beſtimmungen des Art. 
224 des H.⸗G.⸗B. 

Hat der Capital⸗Reſervefonds die Höhe des eingezahlten 
Actien Capitals erreicht, jo fällt deſſen weitere Dotirung fort; 
bei etwaigen Entnahmen iſt derſelbe den Statuten entſprechend 
wieder zu completiren. Die General-Verſammlung kann die 
Bildung weiterer Reſerve, oder Sparfonds beſchließen. 

Der Capital⸗Reſervefonds dient zur Deckung eines aus 
der Bilanz hc ergebenden Verluſtes. Derſelbe iſt zins. 
tragend zu belegen und abgeſondert zu verwalten. Die 
Erträgniſſe deſſelben fließen in die Caſſe der Geſellſchaft. 

Die Zuwendung der 5 „% des Reingewiuns an den 
Beamten ⸗Unterſtützungsfonds fällt weg, ſobald derſelbe zu. 
züglich ihm zu vergütender 4 Yo p. a. Ziuſen die Höhe von 
A. 100 000.— erreicht. Dieſer Unterſtützungsfonds bleibt 
Eigenthum der Geſellchaft, die Verfügung über denſelben 
ſteht dem Aufſichtsrathe zu auf Vorſchlag des Vorſtandes. 

§ 27. Die von der Geſellſchaft ausgehenden Be⸗ 
kanntmachungen erfolgen unter deren Firma in der Form 
von Zeitungsinſeraten, welche von dem Vorſtande, die vom 
Aufſichtsrathe ausgehenden Bekanntmachungen in der Form 
von Zeitungsinſeraten, welche von dem Vorſitzenden des 
Aufſichtsraths unterzeichnet werden. 

Die Bekanntmachungen find im „Deutſchen Reichs 
anzeiger“ zu veröffentlichen und gelten dann als öffeutliche 
Bekanntmachungen im Sinne des Geſetzes und dieſer Statuten, 


IV. Tranſitoriſche Beſtimmungen. 

8 28. Der Aufſichtsrath iſt ermächtigt, alle Zuſätze 
und Aenderungen dieſer Statuten, welche zum Zwecke der 
Eintragung der Geſellſchaft in das Firmenregiſter erforder— 
lich erſcheinen möchten, mit bindender Wirkung für die 
Actionaire feſtzuſetzen. 

Zur Beurkundung ſolcher Abänderungen genügt ein 
notariell beglaubigter Auszug aus dem Protokoll des 
Aufſichtsraths. 


Vorſtehender Abdruck der Erlaubniß für die Nord⸗Weſt⸗Deutſche Verſicherungs-Geſellſchaft in Hamburg zum 
Betriebe des Transportverſicherungs⸗Geſchäfts in Preußen, ſowie des Statuts der Geſellſchaft wird hierdurch als mit 


den Originalen übereinſtimmend beglaubigt. 
Schleswig, den 13. März 1896. 

a 
I. A. 22 159. 


Der Regierungs⸗Präſident. 


Zimmermann. 


Druck von Gebr. Funke in Flensburg. 


